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„Fachunterricht“ – Basisartikel
zur neuen Serie in den
Gesamtschul-Kontakten

Der Fachunterricht steht seit
langem in der Kritik. Diese rich-
tet sich nicht zuletzt gegen das
vorherrschende Fachprinzip.
Gleichwohl scheint es zum Fach-
unterricht derzeit keine Alterna-
tive zu geben. Überlegungen von
Christoph Heuser. Seite 4-7

PISA im Detail – Analysen und
Argumente zu PISA – von
Christa Lohmann

Die ehemalige Bundesvorsitzen-
de der GGG hat die Positionen
der GGG zusammengefasst. Sie
geht ein auf die bisherige PISA-
Rezeption, auf relevante Ergeb-
nisse für die Gesamtschule und
auf die Haltung der GGG zur
Strukturfrage. Seite 9

OECD: „Zwei Drittel der Lei-
stungsunterschiede sind system-
bedingt“

Der OECD-Bericht über PISA
widmet sein 8. Kapitel der Fra-
ge, welche Hinweise aus den
PISA-Resultaten die Gestaltung
der Schulpolitik herausfordern.
Dabei greift das deutsche PISA-
Konsortium die „S(truktur)-Fra-
ge“ auf. Seite 13

PISA und die Strukturfrage:
Warum sollten wir uns Scheu-
klappen aufsetzen?

Bildungspolitikerinnen und -po-
litiker aller Couleur sind dabei,
die Schulstrukturfrage zu tabui-
sieren und sie aus dem Diskurs
über Konsequenzen aus der
PISA-Studie zu verbannen. Ein
Kommentar von Brigitte Schu-
mann. Seite 20
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PISA bestätigt offenbar alle
Sind die PISA-Ergebnisse nur eine Folie für die Wiederholung
altbekannter Positionen?

GGG: Strukturfrage darf kein Tabu sein!
(iw) Die PISA-Ergebnisse liegen seit Kurzem vor, eine sorgfältige Lek-
türe kann noch nicht stattgefunden haben, da wird die Öffentlichkeit
bereits überschüttet mit Schnellschüssen, Maßnahmen und Forderun-
gen. Diese sind – wie letztlich nicht anders zu erwarten war – wider-
sprüchlich.
Wichtiger ist: Sie spiegeln großenteils nicht die PISA-Ergebnisse, son-
dern in erster Linie den bildungspolitischen Standort der Verfasser.
PISA bietet ihnen die Folie, auf der altbekannte Positionen wieder-
holt werden. Daneben gibt es eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen,
denen eine schlüssige Verankerung in einem Gesamtkonzept fehlt.
Beides lässt kein ernsthaftes Interesse an Verbesserungen erkennen.
Auf diese Weise wird bei Eltern und in Schulen nur Verwirrung ver-
ursacht. Eine den Problemen angemessene systemisch angelegte Dis-
kussion, die unabdingbar ist, wird so verhindert.
Die GGG spricht sich nachdrücklich dafür aus, dass die Bildungspo-
litik eine sorgfältige Ursachenanalyse organisiert. Während der dafür
erforderlichen Zeit müssen Einzelmaßnahmen vermieden werden,
durch die voreilig Weichen gestellt würden, die später nur schwer
revidierbar sind.
Die GGG wird sich u.a. mit dieser Ausgabe der Kontakte – an der
gesellschaftlichen Debatte beteiligen – mit dem Ziel die Bedingungen
zu schaffen, die geeignet sind alle Kinder und Jugendlichen in ihrer
fachlichen und persönlichen Bildung optimal zu fördern. Dazu ist es
unabdingbar, dass die – in einem auffallenden, letztlich aber nicht
unerwarteten partei- und bundesländerübergreifenden Konsens - zum
Tabu erklärte Strukturfrage der Sekundarstufe I in die Debatte und
den bildungspolitischen Gestaltungswillen einbezogen wird.

Seite 8 ff
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  I n h a l t

GESAMTSCHUL-KONTAKTE – INTERN

... vorab bemerkt

Liebe Gesamtschulfreunde und
-freundinnen,

am 4. Dezember 2001 sind die Ergebnisse
der internationalen PISA-Untersuchung
vorgelegt worden, das Interesse in der Öf-
fentlichkeit war und ist groß, Kommentare;
Statements, Verlautbarungen, Vorschläge,
Bekenntnisse, Anklagen, die gesamte Palet-
te denkbarer, möglicher und unmöglicher
Reaktionsformen in den Medien ist über
uns niedergegangen.
Auf den Web-Seiten der GGG haben wir
dies stets aktuell dokumentiert, Vorreiter
ist dabei der Landesverband Nordrhein-
Westfalen, die „traditionsreichste“ GGG-
Internetadresse (www.ggg-nrw.de), Jürgen
Theis gebührt an dieser Stelle besonderer
Dank.

Viel Nachdenkliches und Nachdenkens-
wertes war nicht dabei. Leider hat sich Jür-
gen Baumert, der Direktor des MPI für
Bildungsforschung in Berlin, der die über-
greifenden Befunde aus deutscher Sicht
dargestellt hat, in einem Interview in der
Zeit am 06.12.01 zu recht gefürchtet „vor
den Personen, die jetzt genau wissen, was
zu tun ist“. Denn die meisten Kultusbehör-
den haben, ohne dass sie die PISA-Ergeb-
nisse  in ihrer gesamten Tragweite auch nur
annähernd verarbeiten konnten, bereits ihre
Programme vorgelegt. „PISA ernst neh-
men“, die Kultusministerinnen und -mini-
ster sind sich darin einig, dass man das tun
muss. Hartmut von Hentig bezweifelt, dass
sie das getan haben und wirft ihnen
schlicht vor: „Sie lesen zu wenig!“

Die GGG und die Autorinnen und Auto-
ren dieser Ausgabe der Gesamtschulkontak-
te haben inzwischen viel gelesen und Ana-
lysen und Einschätzungen zu PISA zusam-
mengetragen. PISA bildet selbstverständlich
das Schwerpunktthema dieses Heftes, na-
türlich aus Gesamtschulsicht, d.h. die Er-
gebnisse aus den PISA-Untersuchungen
werden mit den Zielsetzungen der Gesamt-
schulbewegung verglichen und bewertet.
Dass dies einhergeht mit der Strukturfrage
ist für die GGG selbstredend kein Tabu,
PISA betrifft und trifft das deutsche Schul-
system insgesamt und als Ganzes.

Im Vorfeld der PISA-Diskussion hat die
GGG mit dem Band 53 der „Blauen Rei-
he“ zum Thema „Fachleistung, Schulstruk-
tur, Verteilung von Chancen“ gute Vor-
bereitungsarbeit geleistet. Innerhalb weni-
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ger Wochen war die 1. Auflage vergriffen,
auch die 2. Auflage ist fast vollständig aus-
geliefert, einige Landesverbände haben
noch wenige Exemplare vorrätig. Band 54
ist in Arbeit und wird die „Ergebnisse neue-
rer Schulleistungsforschung“ aus Band 53
mit den PISA-Ergebnissen ergänzen.

PISA hat in diesem Heft einige konzeptio-
nelle Rubriken verdrängt. Aufmerksame
Leserinnen und Leser werden u.a. die Dar-
stellung eines beispielhaften Modellprojekts
an Gesamtschulen vermissen, aufgeschoben
ist aber nicht aufgehoben.
Der Beginn des längerfristigen „Serienthe-
mas“ ist jedoch nicht noch einmal verscho-
ben worden. Der erste Serienbeitrag zum
Thema Fachunterricht beginnt mit einem
umfassenden Basisartikel zum Stellenwert
des Fachunterrichts in der Gesamtschule.

Die verbandsinternen Mitteilungen haben
natürlich nach wie vor ihren Platz auf den
letzten Seiten des Heftes, das ab diesem
Jahr etwas dicker ausfallen wird – der Um-
fang hat sich von 16 auf 20 Seiten erwei-
tert. Die Betreuung dieser Rubrik hat Ingo
Kunz übernommen, er wird sich insbeson-
dere um die Ländernachrichten kümmern
und das Redaktionsteam komplettieren.

Nach wie vor sind alle Artikel der Gesamt-
schul-Kontakte sowie aktuelle bildungspoli-
tische Erklärungen und natürlich auch ver-
bandsinterne Mitteilungen wie gewohnt im
Internet zu finden (unter www.ggg-bund.de
und  www.gesamtschulverband.de), die
Möglichkeit zum „Downloaden“ inbegrif-
fen.

Zum Schluss noch mal zu PISA. So beschä-
mend die deutschen Ergebnisse sind, bei-
spielsweise dass das deutsche Schulsystem
offenbar einzig in der sozialen Selektion
Spitze ist, es gibt noch Politiker, die sich zu
trösten wissen –  Angela Merkel zum Bei-
spiel: „Vom genetischen Ausgangspotenzial
müssten die Deutschen besser sein als Platz
25 unter 32 getesteten Nationen.“ Wie sie
das wohl gemeint hat?

Michael Hüttenberger
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Carl-Heinz Evers, der profilierteste Gesamt-
schulpolitiker, wurde am 23. Januar 80 Jahre.
Evers ist der „Erfinder“ der Gesamtschule, er
entwickelte das Konzept, setzte es als bil-
dungspolitisches Programm in der SPD
durch und machte Berlin zum Vorreiter der
Gesamtschulgründungen. Diese Erfolge er-
reichte er in einer für damalige Verhältnisse
kurzen Zeit. Als Vorsitzender baute er die
GGG stark aus.

Carl-Heinz Evers wurde 1922 geboren,
flüchtete 1949 aus Halle nach West-Berlin,
wo er nach einer Gymnasiallehrerlaufbahn
1957 bis 1959 leitender Bezirksschulrat in
Berlin-Kreuzberg wurde. Von 1959 an – als
Landesschulrat – begann sein bildungspoliti-
sches Engagement auf Landes- und Bundes-
ebene. Vier Jahre später  konnte er seine Wir-
kungsmöglichkeiten als Schulsenator von
West-Berlin steigern, trat allerdings schon
1970 als Schulsenator zurück, weil er nicht
mehr genügend Durchsetzungschancen für
seine Reformpläne sah. In diesem Jahrzehnt
der sechziger Jahre wurde er zu dem profilier-
testen Gesamtschulpolitiker und -initiator in
der BRD.

Carl-Heinz Evers war zunächst der „Erfin-
der“ des Namens Gesamtschule, mit dem er
– in der ideologischen Auseinandersetzung
um die Einheitsschule der DDR – die Reali-
sierung einer integrierten Sekundarschule für
Westdeutschland überhaupt erst möglich
machte. Für eine Übersetzung eines Vortra-
ges von James B. Conant, dem ehemaligen
US-Hochkommissar und späteren US-Bot-
schafter in der BRD, auf einem Bildungs-
kongress 1962 schlug Evers den Begriff Ge-
samtschule vor.

Schon 1964 gelang es ihm, dass die SPD auf
ihrem Parteitag in Karlsruhe die „Bildungs-
politische(n) Leitsätze“ beschloss, die für alle
Schülerinnen und Schüler der Mittelstufe
eine Gesamtschule mit gemeinsamem Kern-
und Kursunterricht, mit 10 Pflichtschuljah-
ren und mit einer darauf aufbauenden Studi-
en- und Berufsstufe vorsah.

In dem „Modell für ein demokratisches Bil-
dungswesens“ von 1969, das die Schulpoli-
tische Arbeitsgruppe unter Leitung von Carl-
Heinz Evers im Einvernehmen mit dem
SPD-Parteivorstand vorlegte, wurde das
Konzept für die Oberstufe weiterentwickelt,
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Zum 80. Geburtstag von Carl-Heinz Evers
von Joachim Lohmann

allerdings wurde die Idee der Gesamtschule
für alle schon verwässert. Trotz dieser Ab-
schwächung gelang das Konzept über einen
Entwurfsstatus nicht mehr hinaus.

So stark Evers auch als konzeptioneller Schul-
reformer und schulpolitischer Parteitheore-
tiker – unter Berücksichtigung der Schwie-
rigkeiten in der Parteiorganisation – war,
blieb er dennoch nicht in der Theorie stek-
ken. Zum Vater der Gesamtschulen wurde er
dadurch, dass er in Berlin die ersten neuen
Gesamtschulen Westdeutschlands initiierte,
wodurch West-Berlin für einige Jahre zum
Mekka der Gesamtschulbewegung wurde.
Evers gründete auch das Pädagogische Zen-
trum Berlin, das mit didaktischer und schul-
organisatorischer Planung die Schulreform
stützte.

Schon 1970 allerdings sah Evers seine schul-
reformerischen Möglichkeiten in West-Berlin
so weit eingeengt, dass er sein Amt als Schul-
senator niederlegte. Der Verlust für die Ge-
samtschulbewegung in Berlin und im Bun-
desgebiet war groß. In Berlin gelang seinen
Nachfolgern noch die Verwirklichung der
von Evers geplanten Mittelstufenzentren, bis
die Schulpolitik weitgehend zum Stillstand
kam.

Evers allerdings blieb weiter bildungspolitisch
aktiv. 1972 wurde er GGG-Bundesvorsitzen-
der – damals noch bis zur Satzungsänderung
Präsident genannt. Sein Ziel war es, die Ge-
samtschulbewegung durch eine eigene Ge-
sellschaft zu stabilisieren. In dieser Zeit be-
gann die Umorientierung der GGG von ei-
ner stärker honoratiorengeprägten Organisa-
tion zu einem flacheren Mitgliederverband,
der vor allem Lehrerinnen und Lehrer, Eltern
sowie Schülerinnen und Schüler organisieren
wollte und sich in Landesverbände gliederte,
eine Struktur, die sich bis heute erhalten hat.
1974 allerdings, also nur 2 Jahre nach seiner
Wahl zum Vorsitzenden, trat Evers ziemlich
überraschend nicht mehr an.

Mit  Lehraufträgen und einer Honorarprofes-
sor an der Technischen Universität Berlin für
Bildungspolitik und Schulpädagogik enga-
gierte sich Evers von 1973 bis 1983 auch in
der Lehrerbildung.

Man tut Evers unrecht, will man in ihm nur
den Schulpolitiker sehen, er war auch Hoch-

schulpolitiker und als solcher Vorsitzender
des Sachverständigenbeirats für die Planung
der Gesamthochschule Essen.

Sein gesellschaftspolitisches Engagement
ging noch weit darüber hinaus. 1961 bis
1963 unterstützte er die Politik des „Wandels
durch Annäherung“ von Willy Brandt und
Egon Bahr, war 1970 bis 1973 Mitglied des
Parteivorstandes der SPD, opponierte gegen
die Berufsverbote, beteiligte sich an den
Friedensbewegungen gegen die Nachrüstung
und war 1986 bis 1988 Präsident der Inter-
nationalen Liga für Menschenrechte in West-
Berlin.

Insbesondere dieses letzte Engagement führte
dann 1993 dazu, dass er im Zusammenhang
mit der Grundgesetzänderung zum Asylrecht
aus der SPD austrat, allerdings auch wegen
der Zustimmung der Berliner SPD zu „Elite-
Klassen“ in der sechsjährigen Grundschule
im Rahmen der Koalitionsvereinbarung der
CDU-SPD-Regierung.

Evers ist damit als Vater der westdeutschen
Gesamtschulen seinen bildungspolitischen
Überzeugungen treu geblieben. Ich selbst
hatte die Freude, mit Evers in verschiedenen
Organisationen und Funktionen zusammen-
zuarbeiten, so im Schulpolitischen Ausschuss
und der Bildungspolitischen Kommission
der SPD, im Pädagogischen Zentrum Berlin
und der Senatsverwaltung für Schulwesen
sowie im GGG-Bundesvorstand. Herzlichen
Dank für die gemeinsame Zeit, und Dir,
Carl-Heinz, herzlichen Glückwunsch und
noch viele gute Jahre!

Carl-Heinz Evers
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SERIE FACHUNTERRICHT

 Fachunterricht

Das Beharrungsvermögen des Fachprinzips
finde zudem seine Ergänzung in der Bestän-
digkeit des Fächerkanons: Dass einzelne Fä-
cher marginal werden und verschwinden,
zumindest aus dem Pflichtkanon, dass einzel-
ne neu eingeführt oder umstrukturiert bzw.
ausdifferenziert werden, bleibe an der Ober-
fläche der Lehrpläne und berühre nicht die
„Tiefenstruktur“ des Kanons. Mit Bezug auf
Tenorth (1994) verweist er darauf, dass sich
das „Bauprinzip“ des Kanons, das ihn struk-
turiere und die maßgeblichen Fächer gene-
riere, durchhalte.

Dieser Einschätzung kann nicht grundsätz-
lich widersprochen werden, man mag sie be-
grüßen oder nicht. Das hat zur Folge, dass
weiterhin davon auszugehen ist, dass das
Fachprinzip den Rahmen für Unterricht be-
stimmt. Dies beinhaltet nicht die Aufforde-
rung nicht mehr über andere Strukturprinzi-
pien nachzudenken und keine entsprechen-
den Konzepte mehr zu entwickeln. Vorrangi-
ge Aufgabe wird es sein ein erweitertes Ver-
ständnis und Konzept von Fachunterricht zu
entwickeln und zu praktizieren sowie – was
eine notwendige Voraussetzung für das Ge-
lingen ist – in der Lehrerbildung zu veran-
kern.

Fachunterricht – überholt aber alternativlos?
Einleitende Überlegungen zur Serie „Fachunterricht“

von Christoph Heuser

Bezugspunkt aller Reformanstrengungen
muss dabei sein, dass eine zentrale Funktion
von Schule und damit jeden Unterrichts dar-
in liegt, den Kindern und Jugendlichen Bil-
dung und Qualifikationen zu vermitteln, die
ihnen helfen, sich zu einer eigenständigen
Persönlichkeit zu entwickeln, ein selbstbe-
stimmtes Leben in der Gesellschaft zu führen
sowie in und für die Gesellschaft Verantwor-
tung zu übernehmen.
Persönlichkeitsentwicklung heißt, dass die
Kinder und Jugendlichen im Wesentlichen
durch den Unterricht ihre persönlichen Dis-
positionen herausbilden können. In der Aus-
einandersetzung mit unterschiedlichen Auf-
gaben und Anforderungen entwickeln sie
Neugierverhalten, Durchsetzungsvermögen,
Ausdauer, Erfolgszuversicht, Frustrationstole-
ranz, Zugewandtheit und nicht zuletzt die
bewusste Wahrnehmung und kritische Ein-
schätzung der eigenen Fähigkeiten. Den per-
sönlichen Dispositionen entspricht in der
Regel das Verhaltensrepertoire, über das je-
mand verfügt.
Unterricht trägt darüber hinaus dazu bei,
dass Kinder und Jugendliche ihr Bild und
Verständnis von Gesellschaft und Welt ent-
wickeln: Sie fügen das, was sie neu kennen
lernen, in bereits Bekanntes ein und entwik-

keln auf diese Weise ihr Gesamtbild von Ge-
sellschaft und Welt weiter. Dies berührt auch
Fragen der Moral und Ethik, der Normen
und Werte einer Gesellschaft. Jeder Unter-
richt kann und muss hierzu seinen spezifi-
schen Beitrag leisten.
Die Gesamtschul-Kontakte werden sich in
einer Serie, die sich an den einzelnen Fä-
chern orientiert, mit Unterricht als dem
Kern von Schule befassen. Dabei ist allge-
mein von Unterricht die Rede, weil es zu
unproduktiven Auseinandersetzungen führen
würde „den“ Fachunterricht „dem“ fächer-
übergreifenden Unterricht gegenüber zu stel-
len oder „das“ soziale Lernen gegen „das“
fachliche oder „das“ methodische Lernen
aufzurechnen. In der Regel ist Unterricht in
diesem Sinne mehrdimensional.
Unterricht wird hier verstanden als Drei-
klang von Zielen, Inhalten und Methoden.
So können alle Bemühungen um seine Re-
form, auch wenn sie auf einzelne Aspekte
beschränkt gewesen sind, aufgegriffen und
nutzbar gemacht werden.
Die Entwicklung pädagogischer Konzepte für
einen anderen, besseren Unterricht ist wesent-
licher Bestandteil der bundesrepublikanischen
Gesamtschulgeschichte. Die öffentliche De-
batte um Unterricht und Schule, die zuletzt
durch die TIMSS- und PISA-Ergebnisse neue
Impulse erhalten hat, zwingt zur Auseinander-
setzung mit dieser Geschichte:
•  Was ist aus der Reform des Lernens und
Lehrens an Gesamtschulen geworden?
• Welche Veränderungen haben sich durch-
gesetzt?
• Wo sind Reformvorhaben zumindest bis-
lang ohne nachhaltigen Erfolg geblieben?
• Welche weiterführenden Perspektiven gibt
es?
In diesem Artikel geht es nicht um diese Fra-
gen selber. Sein Ziel ist es den Bezugsrahmen
zu beschreiben, auf dessen Hintergrund die
Fragen diskutiert werden können.

Zum Zusammenhang von Schulstruktur-
frage und Unterrichtsreform
Für unsere Reihe zum Unterricht wählen wir
die Fächer deshalb als Ausgangspunkt, weil
sie den Unterrichtstag durch Stundenvertei-
lung strukturieren und damit Einfluss neh-
men auf das Bewusstsein aller an Schule Be-
teiligten („Ich habe Mathe – Ich bin Eng-
lischlehrerin“).
Die Auseinandersetzung darüber, welcher Un-
terricht und welche Schule am besten geeignet
sind die eingangs genannten Ziele zu realisie-
ren, ist ebenso alt wie aktuell. In Deutschland
hat sie in den letzten Jahrzehnten eine spezifi-
sche Prägung erhalten durch die so genannte
Strukturfrage, die eigentlich eine Systemfrage
ist: der Streit zwischen dem gegliederten
Schulsystem mit seiner frühen Zuweisung der
SchülerInnen zu getrennten Bildungsgängen

Der Fachunterricht steht seit langem in der Kritik. Diese richtet sich nicht zuletzt gegen das vor-
herrschende Fachprinzip. Als Alternativen werden fächerübergreifender und Projektunterricht ge-
nannt und konzeptionell entwickelt. Gleichwohl scheint es zum Fachunterricht derzeit keine Al-
ternative zu geben. Ludwig Huber stellt dazu in seinem Aufsatz, der sich mit der Kritik am Fach-
prinzip befasst, folgende Beobachtungen an den Anfang:
„Den Ausgangspunkt markiert Verwunderung. Erstaunlich ist die Beharrungskraft eines großen
Teils der Fächer in der Sekundarstufe des Schulwesens, und dies nicht nur in Deutschland, son-
dern international. Es sei deswegen hier von einem Fachprinzip gesprochen. Damit soll abkür-
zend gemeint sein, dass schulisches Lehren und Lernen jedenfalls in der Sekundarstufe, auf die
sich dieser Artikel vor allem bezieht, und dabei wiederum besonders im Gymnasium grundsätz-
lich nach Fächern eingeteilt und organisiert erscheint. Über die historischen Epochen, den
Wandel der Gesellschaftsstrukturen, der ökonomischen Verhältnisse, der Kultur, der Anforde-
rungen  an die Schule und sogar über die Veränderungen in deren Ausbau und Organisation
hinweg gilt offenbar: Schulreformen kommen und gehen, das Fachprinzip aber bleibt bestehen.
Zwar werden immer wieder einmal Probleme zum Thema von Unterricht gemacht, die die bis-
herigen Fächer übergreifen. Aber eher wird daraus nach und nach ein neues Fach (z.B. Arbeits-
lehre) oder ein allgemeines Unterrichtsprinzip gemacht (z.B. Umweltbildung), als dass deswegen
Fächer in einem übergreifenden Problemzusammenhang aufgehoben oder in ihm eingeschmol-
zen würden. Überhaupt gilt natürlich, dass das >Fach<, gerade auch in der Schule, keine abge-
schlossene, einheitliche und unveränderte Größe ist. Es wandelt sich mit den Zeiten und Kultu-
ren, tritt je nach Situationen und Personen verschieden in Erscheinung. Aber: Das Prinzip der
Verfächerung oder Fachlichkeit des Unterrichts wird gewahrt.“
(L. Huber 2001, S. 307; Hervorhebungen im Original)
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und einem integrierten Schulsystem mit der
gemeinsamen und differenzierenden Unter-
richtung aller SchülerInnen. An dieser Stelle
ist es wichtig in Erinnerung zu rufen, dass es
der Gesamtschulbewegung nie nur um die
Abschaffung der zu frühen Selektion zugun-
sten eines längeren gemeinsamen Lernens
ging, sondern von Anfang an gleichwertig um
die Reform von Unterricht und Schulleben.
Der langjährige Arbeitsschwerpunkt der
GGG, soziales Lernen im Fachunterricht, ist
dafür ebenso ein Beispiel wie die vielfältigen
Vorhaben zu fächerübergreifendem und Pro-
jektunterricht, die Einführung von Arbeits-
lehre/Technik, die Einrichtung der integrier-
ten Fächer Gesellschaftslehre und Naturwis-
senschaften. Schließlich sei hier noch verwie-
sen auf die verschiedenen Ansätze leistungs-
schwächere SchülerInnen so zu fördern, dass
sie die Schule mit einem Abschluss verlassen
und sich erfolgreich um einen Ausbildungs-
platz bewerben können. Wie erfolgreich diese
Arbeit war und ist, belegt nicht zuletzt die
Zahl der SchülerInnen, die die Gesamtschule
mit einem höheren Abschluss, als es ihre
Grundschulempfehlung voraussagte, verlassen
haben, viele davon mit dem Abitur.
Dieser knappe Rückblick soll deutlich ma-
chen, dass die Einführung der Gesamtschule
auch und vor allem den Versuch bedeutete
innere und äußere Schulreform miteinander
zu verzahnen. Wenn heute also den Befürwor-
terinnen und Befürwortern eines integrierten
Schulsystems vorgeworfen wird, sie wollten
alle Probleme des heutigen Bildungssystem
durch eine bloße Veränderung der äußeren
Schulstruktur lösen, so ist dies falsch und ein
Beleg für Unkenntnis bzw. ein Beispiel für
gezielte Unterstellung um in der Systemfrage
polemisieren zu können. Im Einsatz für ein
integratives Schulsystem, dem für die Sekun-
darstufe I heute die integrierten Gesamtschu-
len am nächsten kommen, ist es deshalb be-
sonders wichtig, diese Reduzierung auf orga-
nisatorische Fragen zugunsten einer umfassen-
den Schulreform aufzubrechen.

Arbeiten in heterogenen Gruppen
Die Forderung nach einem integrierten
Schulsystem wird begründet mit der Offen-
haltung der Bildungsgänge, damit der er-
reichbaren Schulabschlüsse, mit der Erschlie-
ßung von Bildungsreserven und – dies steht
hier im Mittelpunkt – mit dem Konzept des
voneinander und miteinander Lernens.
Anders als im gegliederten Schulsystem, das
durch Nicht-Versetzen und Abstufungen den
falschen Schein von Homogenität aufrecht
zu erhalten versucht, wird in Gesamtschulen
die Unterschiedlichkeit der Kinder und Ju-
gendlichen zu einem konstitutiven Element
des Unterrichts. Diese gilt es zu würdigen
und zu nutzen: Die Schülerinnen und Schü-
ler bringen unterschiedliche biografische und

Alltagserfahrungen mit, sie haben außerhalb
der Schule unterschiedliche Kompetenzen
und Zugangsweisen entwickelt, sie gehen mit
unterschiedlichem Selbstvertrauen an Aufga-
ben heran, sie haben schließlich – in unter-
schiedlichem Maße bewusst – aufgrund ihres
Herkunftsmilieus verschiedene Zukunftsper-
spektiven: Ein Unterricht, der dieser Tatsa-
che und damit jedem einzelnen Kind und
Jugendlichen gerecht werden will, stellt ih-
nen genügend Raum zur Verfügung,
• dass sie sich gegenseitig fragen und helfen
können,
• dass sie ihre Erfahrungen einbringen und
zu Zielen, Inhalten und Methoden des Un-
terrichts aktiv in Beziehung setzen können,
• dass sie ihre individuell vorhandenen Kom-
petenzen nutzen und weiterentwickeln kön-
nen,
• dass sie ein individuelles Arbeitsergebnis
erreichen, das Teil des gemeinsamen Arbeits-
ergebnisses ist,
• dass sie durch die Vielfalt an Anregungen
und Möglichkeiten der Erprobung ihr indi-
viduelles Profil entwickeln und in der Lage
sind weiterführende Berufs- und Laufbahn-
entscheidungen zu treffen,
• dass sie die Qualifikationen und Haltungen
erwerben, die eine kritische Distanz zu ihrer
Alltagswelt, insbesondere zu so genannten
allgemein gültigen Regeln und Normen för-
dern und auf Erfahrungswelten und Werte
verweisen, die sich der Verwertung und dem
rein wirtschaftlichen Denken entziehen,
• dass sie Toleranz und Solidarität gegen-
und untereinander entwickeln.
Diese Lernziele erfordern spezifische Unter-
richtsformen und -methoden, die, wie die
Entwicklung der letzten Jahre gezeigt hat,
nicht gesamtschulspezifisch sind, sondern in
jeder Schulform eingesetzt werden können.
Seit den 80er Jahren haben die meisten Re-
formanstrengungen diesem Bereich gegolten,
und zwar mit unterschiedlichen Schwer-
punktsetzungen. Beispielhaft sei hier auf die
verschiedenen Konzepte zur Gruppenarbeit,
auf Frei- und Wochenplanarbeit, auf projekt-
methodische Ansätze wie auf Stationen-Ler-
nen verwiesen. Auffallend ist die in letzter
Zeit verstärkt zu beobachtende Entwicklung
hin zu einer neu gewonnenen Einsicht in
den Zusammenhang von Inhalt und Metho-
de: Methoden können nicht losgelöst von
geeigneten Inhalten vermittelt werden, sie
erweisen ihre Bedeutung und Attraktivität
letztlich erst bei der Erarbeitung und Umset-
zung von Inhalten.
Die im Vergleich zu den Schulformen des
gegliederten Schulwesens besonderen Mög-
lichkeiten der Gesamtschulen und ihre spezi-
fische Aufgabe, das sei hier noch einmal wie-
derholt, liegen darin die große Heterogenität
ihrer Schülerinnen und Schüler und die Viel-
falt der Ressourcen, die diese bedeutet, für

das gemeinsame Lernen nutzbar zu machen.
Dies verlangt eine konsequente Nutzung von
Unterrichtsformen, die neue Möglichkeiten
der Aneignung und Gestaltung eröffnen. Die
Bildung jeder einzelnen Person wird zu ei-
nem Prozess, der so weit wie möglich nicht
durch vorgegebene Setzungen begrenzt wird
und keine Erfahrungen und Gestaltungs-
möglichkeiten von vornherein ausschließt.
Diese weitgehende Aufhebung von Begren-
zungen verlangt und fördert von bzw. bei
den Kindern und Jugendlichen Offenheit,
Initiative, Fähigkeit, die verschiedenartigen
Erfahrungen zu integrieren, und Selbststän-
digkeit: Dies macht die Subjektseite ihres
Lernens aus.

Schlüsselqualifikationen im Kontext der
Persönlichkeitsentwicklung
Die Dimension der Persönlichkeitsentwick-
lung findet heute vor allem im Konzept der
Schlüsselqualifikationen ihren in der Öffent-
lichkeit diskutierten – auf Funktionalität re-
duzierten – Niederschlag. Diese sind der
nicht fachgebundenen Kompetenzebene zu-
zuordnen und zeichnen sich nicht zuletzt
dadurch aus, dass sie gewissermaßen
entmaterialisiert wirken: Die Fähigkeit zu
problemlösendem oder kommunikativem
Verhalten ist z.B. nicht auf ein bestimmtes
Fachgebiet begrenzt, sondern wird nahezu
überall verlangt, im beruflichen wie gesell-
schaftlichen wie privaten Leben. Gleichzeitig
lässt sie sich nur über die Auseinandersetzung
mit einer Frage, einem Problem erwerben und
weiterentwickeln. In diesen Punkten kommen
die Schlüsselqualifikationen also den Kultur-
techniken nahe, auch darin, dass die meisten
Menschen z.B. nicht über Kreativität generell
verfügen: In der Regel ist sie an bestimmte
Sachgebiete gebunden bzw. stößt bei be-
stimmten Sachgebieten an Grenzen.
Den kritischen Einwänden von Klaus-Jürgen
Tillmann gegen eine lineare Übernahme des
Konzepts der Schlüsselqualifikationen aus
dem Bereich der Wirtschaft in den der Päd-
agogik ist grundsätzlich zuzustimmen (vgl.
Tillmann 1997, bes. S. 161). Dass es den-
noch eine scheinbar ungebrochene Faszinati-
on auf die pädagogische Debatte ausübt, ist
nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass es
sich hier um einen der – wenigen – Ansätze
handelt, Kompetenzen, die letztlich für jeden
Unterricht bejaht werden, für die pädagogi-
sche Arbeit systematisch zu erfassen, zumal
diese dadurch die häufig vermisste Anerken-
nung erfährt. Die Tatsache, dass diese Kom-
petenzen generell verfügbar gemacht, also
auch zur Sicherung von Macht und Herr-
schaft verwendet werden können, unter-
streicht die Notwendigkeit, für ihre Vermitt-
lung Konzepte zu entwickeln, die eine kriti-
sche Auseinandersetzung mit den jeweiligen
Anwendungszusammenhängen ermöglichen.
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Es liegt auf der Hand, dass dies nicht von
einem einzelnen Fach bzw. von jedem Fach
für sich geleistet werden kann. Dazu bedarf
es fach- und jahrgangsübergreifender Kon-
zepte, die gemeinsam entwickelt, evaluiert
und weiterentwickelt werden müssen.

Die Vermittlung von fachlichen und über-
fachlichen Kompetenzen
Aktuell belegen internationale Schulleistungs-
vergleiche wie TIMSS und PISA den Reform-
bedarf des fachbezogenen wie des fächer-
übergreifenden Unterrichts in Deutschland
und nennen auch wesentliche Kriterien. Jür-
gen Baumert weist z.B. immer wieder den
hohen Anspruch des in deutschen Schulen
offensichtlich vorherrschenden fragend-ent-
wickelnden Unterrichtsgesprächs nach – und
die Mechanismen seines häufigen Scheiterns.
Mit Bezug auf Beobachtungen in anderen
Ländern gibt er Hinweise, wie Unterricht an-
ders angelegt sein kann. Christine Keitel-
Kreidt hat in ihrem Vortrag auf dem letzten
Gesamtschulkongress aufgezeigt, wie ein an-
derer Mathematik-Unterricht aussehen kann,
eine Aufgabe, der sich die Gruppe MUED seit
vielen Jahren erfolgreich widmet – erfolgreich,
was die Vielfalt der Unterrichtsbeispiele, un-
befriedigend, was die Wirkungen auf den Ma-
thematikunterricht betrifft. All diesen Überle-
gungen ist gemeinsam, dass sie die Zielsetzung
hoher fachlicher Kompetenz mit dem Blick
auf, dem Interesse an fächerübergreifenden
Fragen und Lösungsansätzen verbinden.

Es würde den Rahmen dieses Aufsatzes
sprengen auf einzelne Lern- und Lehrformen
und ihren jeweiligen Beitrag zur Vermittlung
der genannten Qualifikationen genauer ein-
zugehen. Dies wird eine Aufgabe der späte-
ren Einzelbeiträge sein. Im Mittelpunkt der
hier folgenden Überlegungen steht der Blick
auf die Selbstständigkeit, auf das Erschließen
von Fragestellungen und Lösungswegen:
Dies impliziert die Fähigkeit Strukturen zu
erkennen, vorhandenes Wissen zu nutzen,
Methoden anzuwenden, und zwar in Kombi-
nationen, die selbstständig gefunden werden
müssen. Der Vielfalt sind hier keine prinzipi-
ellen, aber pragmatische Grenzen gesetzt,
hängen doch Beschaffung, Auswertung und
Umsetzung der Informationen von der Mög-
lichkeit kompetente Personen zu fragen, von
den zur Verfügung stehenden Materialien,
von dem Zugriff auf Bibliotheken (incl.
Videoabteilungen) und Internet, von Raum-
und Stundenplanfragen ab. Unter didakti-
schen Gesichtspunkten ist in allen Fällen
entscheidend, dass die Schülerinnen und
Schüler über die für die Bewältigung der
Aufgabe erforderlichen Kompetenzen verfü-
gen, diese also schrittweise erlernen müssen:
Diese werden bislang in der Regel im Fach-
unterricht vermittelt. Wenn er dies im hier

diskutierten Sinn leisten will und soll, darf
der Fachunterricht sich nicht an seine kon-
ventionellen Grenzen halten, sondern muss
diese zugunsten eines fächerverbindenden
und fächerübergreifenden Arbeitens über-
winden. Dies muss Teil des Fachunterrichts
sein, weil er nur dann etwas zur Beantwor-
tung von komplexen gesellschaftlich relevan-
ten Fragen beitragen kann und weil es zu
seinen Aufgaben gehört Möglichkeiten und
Grenzen des Fachs – seiner Methoden, seiner
Wissensstruktur – erfahrbar zu machen. Da-
mit legt er die Grundlagen für das selbst-
ständige Erschließen von Fragestellungen
und Lösungswegen.

Dazu im Einzelnen:
1. Für den Alltagsgebrauch wie für die Arbeit
in jedem Unterricht sind die Kulturtechniken
unverzichtbar. Dazu zählen außer Lesen,
Schreiben, Rechnen auch das Zu-Hören und
Sprechen, der Umgang mit Technik sowie
eine Fremdsprache. Besondere Aufmerksam-
keit muss zudem Verständigungsformen zu-
kommen, die heute an Bedeutung gewonnen
haben und weiter gewinnen. Hier ist vor al-
lem an das Zeichnen und an die Entzifferung
von Zeich(nung)en zu denken. Mit unter-
schiedlicher Akzentuierung  müssen sie alle
Gegenstand in jedem Unterricht werden,
geht es doch darum, dass dessen Inhalte
mithilfe der Kulturtechniken hinterfragbar
und kommunizierbar werden. Die „bloße“
Anwendung ist dabei zu wenig, sie müssen
vielmehr bewusst weiterentwickelt werden,
im Prinzip bei jeder Gelegenheit. Die jeweili-
gen Bezugsdisziplinen müssen hierzu die
Standards vorgeben und im Dialog mit den
anderen Fächern ausformen.
2. Jeder Fachunterricht vermittelt grundle-
gende Fachkompetenzen. Dazu zählen die
Verfügung über Fachwissen, die Anwendung
von Fachmethoden (einschließlich der Fach-
sprache) sowie die Kenntnis der Fach-
struktur. Erst die Fähigkeit, diese Elemente
sinnvoll zueinander in Beziehung zu setzen
und selbstständig mit ihnen umzugehen,
macht sie zu Kompetenzen.
3. Viele Kompetenzen, die ein Fach vermit-
telt, teilt es mit anderen Fächern. Für dieses
fächerübergreifende Lernen müssen sich die
Fächer koordinieren, nicht zuletzt aus Grün-
den der Lern- und Lehrökonomie. Gleichzei-
tig bekommen die SchülerInnen auf diese
Weise eine – weitere – Vorstellung vom Zu-
sammenhang der Fächer.
4. Zu den Fachkompetenzen gehört die Fä-
higkeit zu fächerverbindendem Arbeiten. Dieses
bildet eine Schnittstelle: Die auf das Fach be-
zogenen Qualifikationen werden hier darauf-
hin geprüft und weiterentwickelt, was sie zur
Bearbeitung von Fragen und Problemen bei-
tragen, die die Grenzen des Fachs übersteigen.
Dabei klärt sich, ob das Fach an dieser Stelle

gebraucht wird. Auf diese Weise kristallisiert
sich im Prozess des fächerverbindenden Arbei-
tens, wie auch im Fachunterricht selber, die
Reichweite des Faches heraus.
In den integrierten Fachbereichen Gesell-
schaftslehre und Naturwissenschaften sind
gesellschaftspolitische (Gestaltungs-)Themen
Gegenstand des fächerverbindenden Arbei-
tens. Hier handelt es sich um Fragen, deren
Beantwortung zu Verständnis, Gestaltung und
Bewältigung des Alltagslebens beiträgt. Der
Unterricht verlässt dabei nach Möglichkeit die
– rein – fachliche Ebene und führt zur Aus-
einandersetzung mit sozialen, wirtschaftlichen
und politischen (Macht-)Strukturen, die den
Rahmen für persönliches Engagement und
gesellschaftspolitisches Handeln setzen. Auf
diese Weise bekommt die Frage nach der
Reichweite des Faches eine neue Dimension.
Diese Fähigkeiten und Kompetenzen bilden
bei der Bearbeitung von komplexen Frage-
stellungen einen interdependenten Zusam-
menhang. Die Schülerinnen und Schüler
eignen sich jede einzelne Fähigkeit mit un-
terschiedlichem Erfolg an, in der Regel auch
von Sachgebiet zu Sachgebiet unterschied-
lich, und lernen mit unterschiedlichem Er-
folg sie der Sache angemessen anzuwenden.
Entsprechend sind sie in unterschiedlichem
Maße zur selbstständigen Bearbeitung von
komplexen Fragestellungen in der Lage – wie
die Erwachsenen auch.
In seinen „Thesen zur inneren Schulreform –
am Beispiel der Gesamtschule“ benennt
Wolfgang Klafki für die Gestaltung des Un-
terrichts „Grundformen der Beziehung von
unterrichtlichen Zielsetzungen, thematischer
Strukturierung und Unterrichtsformen“ und
plädiert entsprechend „für eine klare, auch
und gerade für die Schüler durchschaubare
Konturierung des Unterrichts“. Er unterschei-
det vier solcher Grundformen. Deren „Rei-
henfolge ist keine Wert-Rangfolge und sagt
zunächst auch noch nichts über den zeitli-
chen Anteil jeder einzelnen Grundform an
der gesamten Unterrichtszeit: A. Projekt-
unterricht, der dominant bestimmt ist durch
drei Momente Orientierung an aktuellen
bzw. aktualisierbaren Schülerinteressen ...,
Handlungsbezug und Orientierung am ge-
meinsamen ‚Werk‘. B. Lehrgänge, die der Er-
arbeitung/Aneignung von relativ voraus-
setzungsreichen und daher systematisch ge-
stuft zu entwickelnden Erkenntniszusam-
menhängen und Fähigkeiten dienen ... C.
Unterricht in Gestalt relativ eigenständiger,
fachlicher oder fächerübergreifender Themen,
die verhältnismäßig überschaubare Phasen
umfassen, aber meistens mehrperspektivisch
strukturiert sind ... D. (Besonders auf die
Grundformen B und C bezogen): ‚Trainings-
unterricht‘, der dem Üben, Sichern, Anwen-
den, ‚Eintrainieren‘ dient. ... Eine Aufgabe
innerer Schulreform besteht m.E. darin, Bei-
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spiele solcher klar konturierter Unterrichts-
Grundformen zu entwickeln, entsprechende
Beschreibungen anderen Kollegen und Kolle-
ginnen zugänglich zu machen und sie zu dis-
kutieren.“ (Klafki 1985, S. 233/4, Hervor-
hebungen i.O.)

Fachunterricht und das Gestaltungsprinzip
Lebensbezug
Es hat vielfältige Ansätze gegeben für Struk-
turierung und Organisation des schulischen
Lernens Alternativen zum Fachprinzip zu
entwickeln.
Die Kritik daran, dass Unterricht sich an der
Systematik der Fächer orientiert, gründet
sich nicht zuletzt darauf, dass er auf diese
Weise Erfahrungswelt(en) und Zugriffsmög-
lichkeiten der Kinder und Jugendlichen ver-
nachlässige oder gar im Widerspruch zu die-
sen stehe. Vor diesem Hintergrund wird wie-
derholt gefordert das Fachprinzip um das
Prinzip Lebensbezug zu ergänzen. Dies führt
seinerseits zur Frage einer möglichen Syste-
matik. Sie zu diskutieren wirkt auf den ersten
Blick als Widerspruch, aber nur auf den er-
sten Blick: Da das Prinzip Lebensbezug eine
Vielfalt von Themen ermöglicht, müssen
Kategorien entwickelt werden zusammen mit
Kriterien für die Themenauswahl. Dabei gilt
es zwischen den verschiedenen Unterrichtsfä-
chern zu differenzieren. Das Prinzip Lebens-
bezug (bzw. Alltagserfahrungen) hat beim
Erlernen einer Fremdsprache offensichtlich
eine andere Funktion als im natur- oder sozi-
alwissenschaftlichen Unterricht, als in der
ästhetischen Erziehung.

Gleichzeitig gilt es einem bornierten Ver-
ständnis von Lebensbezug vorzubeugen: Dies
würde eine neue Begrenzung bedeuten. Dazu
schreibt Thomas Ziehe: „ ... im Kontext der
zweiten Modernisierung ist die Forderung
nach gesteigerten (!) Annäherung des Unter-
richts an die Schülerhorizonte oder an die
Alltagskultur überhaupt nicht mehr produk-
tiv (was es (!) in den 70er Jahren durchaus
gewesen ist). ... die Möglichkeit, gerade aus
der Differenz zu den Schülern und aus der
Differenz zur Alltagskultur neue und auch
subjektiv bedeutsame Gegenerfahrungen er-
öffnen zu können. ... die Zumutung von
Fremdheiten bedeutet nicht die Steigerung
von Entfremdung.“ Und: „Ich will keine
Thema ausschließen. Sondern ich möchte
darauf hinweisen, daß selbst die subjekt-
nahen Themen einen ungewohnten, einen
alltagsdifferenten Zugang bräuchten und
nicht einen alltagsverlängernden. Öffnung
von Schule? Ja, aber wie gesagt als Eröffnung.
Nicht als Verdoppelung der Alltagsgewohn-
heiten, sondern als Eröffnung von Möglich-
keiten zu ungewohntem Lernen. Nicht Ver-
alltäglichung, sondern Entselbstverständli-
chung.“ (Ziehe 1997, S. 40/41)

Ziehe weist damit auf didaktische Probleme
hin, die sich für ein Konzept des Lebensbe-
zugs ergeben. Ihnen kommt in Hinblick auf
die Entwicklung der Persönlichkeit und de-
ren Handlungsfähigkeit besondere Bedeu-
tung zu: Wesentliche Kompetenzen sind nur
in begrenztem Maß oder gar nicht Ergebnis
schulischen Lernens, werden vielmehr durch
den sozio-kulturellen Hintergrund der Fami-
lie vermittelt und als lebenspraktisches Wis-
sen und lebenspraktische Intelligenz tradiert
und angeeignet. Auf diese Weise unterliegen
sie immer auch der Begrenztheit der jeweili-
gen Familienerfahrungen. Daraus leitet sich
eine Aufgabe von Schule ab: Schülerinnen
und Schüler sollen durch Schule neue, den
jeweiligen sozio-kulturellen Herkunfts-
kontext erweiternde Erfahrungen machen
können. Schule muss diese anschlussfähig
machen, d.h. zu den realen Situationen der
Schülerinnen und Schüler in Beziehung set-
zen und ihnen auf diese Weise neuartige Er-
fahrungen und Einsichten, Strategien und
Wissen vermitteln, mit denen diese bewältigt
werden können. Das gilt für alle Fächer und
Fachbereiche (vgl. hierzu auch Heuser/
Wachendorff 2000).

Damit erhält das Prinzip des Lebensbezugs
eine weiterführende Bedeutung: Unterricht
vermittelt nicht mehr nur implizit – da-
durch, dass sie es den Schülerinnen und

Schülern überlässt, weil „für Schüler der
Bücherriemen das einzige Band sei, das die
Schulfächer zusammenhält“ (Heursen 1997,
S. 205) –, sondern vor allem explizit die Fä-
higkeit die Aussagen der verschiedenen Fä-
cher und Fachbereiche zu integrieren. Da-
durch wird verhindert, dass sie sich von den
sozio-kulturellen Anforderungen der Gegen-
wart und Zukunft überwältigen lassen. Statt-
dessen werden sie befähigt sich diesen gegen-
über zu behaupten und sie in Kenntnis ihrer
Chancen und Risiken mitzugestalten. Zu
nennen sind hier das Leben in Europa und
in der Einen Welt, das Leben in Frieden und
mit Konflikten, das Leben in einer Demo-
kratie, das Leben in einer komplexen und
multikulturellen Gesellschaft, der Umgang
mit Arbeit, Konsum, Genuss sowie mit Ge-
sundheit, Bewegung, Sport (vgl. hierzu Basis-
modell Sekundarstufe I, GEW 1993). Diese
Beispiele verdeutlichen, dass die hierzu erfor-
derlichen Kompetenzen nicht von einem
Fach oder Fachbereich alleine vermittelt wer-
den können, sondern dass es dazu des
bewussten Zusammenwirkens aller Fächer
und Fachbereiche bedarf. Die Frage, ob diese
einem in diesem Sinne erweiterten
Unterrichtsauftrag gerecht werden, wird zum
Prüfstein für ihre Leistungsfähigkeit und da-
mit für ihre Existenzberechtigung bzw. zum
Prüfstein für andere Prinzipien der
Unterrichtsstruktur.
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Zur bisherigen PISA-Debatte:
Einleitende Bemerkungen des Bundesvorstandes der GGG zum Thema

von Ingrid Wenzler

Die GGG hat ihre Auseinandersetzung da-
mit, wie Fachleistungen in der Schule er-
bracht und gemessen werden können, lang-
fristig und gründlich angelegt. Der Blick ist
dabei auf die bestmögliche Förderung aller
Kinder und Jugendlichen gerichtet.

Ausdruck dieser Arbeit sind

• die Einrichtung eines Arbeitskreises
PISA, der seit 1999 regelmäßig tagt (und
an aktiver Mitarbeit interessierten Mit-
gliedern offen steht);

• in der blauen Reihe der GGG die Her-
ausgabe von Heft 53 „Fachleistung,
Schulstruktur, Verteilung von Chancen“
(bereits in der 2. Auflage);

• die Presserklärung des Bundesvorstandes
vom 4.12.01 (Seite 17 in diesem Heft);

• die Beiträge in diesem Heft, die verschie-
dene Aspekte der PISA-Studie und ihrer
Debatte auf je eigene Weise akzentuieren;

• die öffentliche Mitgliederversammlung
am 16.3.02 in Unna (s. Einladung auf
Seite 18 in diesem Heft);

• das 4. Gesamtschulgespräch vom 8. bis
10.5.02 in Bielefeld-Bethel (s. Einladung
auf Seite 19 in diesem Heft).

Durch diese intensive Auseinandersetzung
mit der Problematik von Schulleistungen
und von sozialer Gerechtigkeit bzw. Unge-
rechtigkeit des Schulsystems sowie mit den
vielfältigen Aufgaben des öffentlichen Bil-
dungs- und Erziehungssystems trägt die
GGG der Komplexität und Vielschichtigkeit
des Themas Rechnung.

Im Gegensatz dazu steht bislang die Behand-
lung des Themas durch die Politik. Eine
sorgfältige Lektüre kann noch nicht stattge-
funden haben, da wird die Öffentlichkeit
bereits überschüttet mit Schnellschüssen,
Maßnahmen und Forderungen. Diese sind –
wie letztlich nicht anders zu erwarten war –
widersprüchlich. Wichtiger ist: Sie spiegeln
großenteils nicht die PISA-Ergebnisse, son-
dern in erster Linie den bildungspolitischen
Standort der Verfasser. PISA bietet ihnen die

Folie, auf der altbekannte Positionen wieder-
holt werden. Daneben gibt es eine Vielzahl
von Einzelmaßnahmen, denen eine schlüssi-
ge Verankerung in einem Gesamtkonzept
fehlt. Beides lässt kein ernsthaftes Interesse
an Verbesserungen erkennen. Auf diese Weise
wird bei Eltern und in Schulen nur Verwir-
rung verursacht. Eine den Problemen ange-
messene systemisch angelegte Diskussion, die
unabdingbar ist, wird so verhindert.

Die GGG spricht sich nachdrücklich dafür
aus, dass die Bildungspolitik eine sorgfältige
Ursachenanalyse organisiert. Während der

dafür erforderlichen Zeit müssen Einzelmaß-
nahmen vermieden werden, durch die vorei-
lig Weichen gestellt würden, die später nur
schwer revidierbar sind. Die GGG wird sich
in diesem Sinne an der gesellschaftlichen De-
batte beteiligen – mit dem Ziel die Bedin-
gungen zu schaffen, die geeignet sind alle
Kinder und Jugendlichen in ihrer fachlichen
und persönlichen Bildung optimal zu för-
dern. Dazu ist es nach Meinung des Bundes-
vorstandes unabdingbar, dass die – in einem
auffallenden, letztlich aber nicht unerwarte-
ten partei- und bundesländerübergreifenden
Konsens – zum Tabu erklärte Strukturfrage
der Sekundarstufe I in die Debatte und den
bildungspolitischen Gestaltungswillen einbe-
zogen wird.

Literacy in PISA
• Im Mittelpunkt von PISA 2000 steht weniger die Frage, wie gut Jugendliche einen be-
stimmten schulischen Lehrstoff beherrschen, als vielmehr deren Fähigkeit, ihre Kennt-
nisse und Fertigkeiten zur Bewältigung realitätsnaher Herausforderungen einzusetzen.
• Das Hauptaugenmerk gilt dem Verständnis von Zusammenhängen, der Steuerung von
Prozessen, sowie der Fähigkeit, das Wissen auf verschiedene Alltagssituationen zu über-
tragen und anzuwenden.
• Literacy in PISA hat also weniger mit Schreiben und Lesen zu tun als mit der Fähig-
keit, Informationen zu analysieren, zu vergleichen und zu bewerten, der Fähigkeit pro-
blemorientiert und kreativ zu denken, Wissen aus verschiedenen Sachbereichen im Kon-
text anzuwenden und Ergebnisse und deren Implikationen auch angemessen zu kommu-
nizieren.

Reading literacy
• Lesekompetenz ist im Rahmen von PISA definiert als die Fähigkeit

, 
Texte zu verstehen,

zu nutzen und über sie zu reflektieren
 
um das eigene Wissen und Potential weiterzuent-

wickeln und aktiv am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen

Mathematical literacy
• Bei der mathematischen Grundbildung geht es uns weniger darum,

 
ob Schüler be-

stimmte Arten von abstrakten Rechenaufgaben und Gleichungen abstrakt lösen können,
als um deren Fähigkeit, mathematische Probleme zu identifizieren, zu verstehen und sich
mit ihnen zu befassen und fundiert Urteile über die Rolle abzugeben, die die Mathema-
tik im Leben spielt. Mathematik wird sozusagen als “Sprache” verstanden, um aus dem
praktischen Leben System und Modelle erkennen und entwickeln zu können, also eine
lebensnahe Mathematik.

Scientific literacy
• Naturwissenschaftliche Grundbildung schließlich beinhaltet die Fähigkeit zu naturwis-
senschaftlichem Denken in einer Welt, in der Naturwissenschaft und Technologie das
Leben prägen. Im Rahmen von PISA wird naturwissenschaftliche Grundbildung als die
Fähigkeit definiert, naturwissenschaftliches Wissen anzuwenden, naturwissenschaftliche
Fragen zu erkennen und aus Belegen Schlussfolgerungen zu ziehen. Naturwissenschaft
wird dabei als ein integriertes Konzept zum Erkennen und zum Verständnis von Natur-
phänomenen definiert, in dem die Bereiche Physik, Chemie, Biologie und Geographie
wie in er Natur auch zusammen gesehen und nicht in einzelne getrennte Fächer aufge-
spalten werden.

„Ich fürchte mich am meisten vor den
Personen, die jetzt genau wissen, was zu
tun ist.“

Jürgen Baumert,
Leiter der deutschen Teilstudie von PISA
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Der Bundesvorstand der GGG hat im De-
zember mit einer Presseerklärung auf die
Veröffentlichung der PISA-Ergebnisse rea-
giert. Mit diesem Beitrag will ich eine de-
tailliertere Einschätzung versuchen, die sich
mit folgenden Aspekten befasst:

1. Die PISA-Rezeption
1.1 Bildungspolitischer Aktionismus
1.2 Kritische Stimmen zur PISA-Rezeption
2. PISA und die Gesamtschule
2.1 Chancengleichheit
2.2 Sprachbarrieren
2.3 Sitzenbleiben
2.4 Offenhalten der Schullaufbahn
2.5 Leistungsförderung
2.6 Schulstruktur
3. Die GGG und die Strukturfrage

1. Die PISA-Rezeption
1.1 Bildungspolitischer Aktionismus
Als bildungspolitische Interessenvertretung
steht der Gesamtschulverband nicht unter
dem Handlungsdruck, dass er Aktionspro-
gramme präsentieren muss wie z.B. die
KMK. Sie hat bereits in ihrer Pressemittei-
lung vom 04.12.2001, d.h. unmittelbar am
Tage der Veröffentlichung der PISA-Ergeb-
nisse, unter der Überschrift „Schulisches Ler-
nen muss stärker anwendungsorientiert sein.
Praktische Umsetzung der Erkenntnisse aus
der PISA-Studie hat höchste Priorität“ zen-
trale Handlungsfelder benannt:
• „Förderung lernschwacher Schülerinnen
und Schüler: d.h. verstärkte Anstrengung zur
Förderung von Schülerinnen und Schülern im
unteren Leistungsbereich, insbesondere auch
durch Entwicklung neuer Konzepte für das

Lernen in Hauptschulen und Förderschulen;
• Qualitätssicherung: d.h. die Verbesserung
der unterrichtsbezogenen Qualitätsentwick-
lung und Qualitätssicherung auf allen Ebe-
nen des Schulsystems als fortlaufender Pro-
zess; die Formulierung anspruchsvoller, aber
realistischer und verbindlicher Lernziele vor
allem in den zentralen Kompetenzbereichen
und die Sicherung von Mindeststandards;
• Erkennen „schwacher Leser“: d.h. gezielte
Qualifizierung der Lehrkräfte, insbesondere
durch Entwicklung ihrer diagnostischen
Kompetenz zum rechtzeitigen Erkennen
„schwacher Leser“ als Basis für gezielte
Förderprogramme, die kontinuierliche Dia-
gnose der Entwicklung von Lesekompetenz
als Voraussetzung für erfolgreiches schulisches
Lernen in allen Schulfächern sowie zusätzliche
Angebote bei Entwicklungsdefiziten;
• Schulzeitregelungen: d.h. die Überprüfung
der Schullaufbahnregelungen im Hinblick
auf die Fördereffekte und die optimale Nut-
zung von Lernzeit, insbesondere hinsichtlich
Einschulungszeitpunkt, Klassen-
wiederholung, Übergangsentscheidung, För-
derung besonders leistungsstarker Schülerin-
nen und Schüler;
• Nutzung der Lernzeiten: d.h. intensivere
Nutzung des Zeitfensters und ergänzende
Lernangebote, insbesondere im vorschuli-
schen Bereich und in der Grundschule, u.a.
durch Entwicklung und Verbesserung von
Programmen zur Förderung des sprachlichen
Verständnisses und der Kommunikationsfä-
higkeit bereits in der vorschulischen Erzie-
hung und darüber hinaus;
• Personal- und Organisationsentwicklung:
d.h. die Verbesserung der Professionalität der
Lehrertätigkeit im Rahmen eines umfassend
angelegten Programms der Personal- und
Organisationsentwicklung, das eine praxisna-
he Erstausbildung ebenso einschließt wie die
Verpflichtung zur Weiterbildung und ihre
Durchsetzung im Rahmen der Personal- und
Führungsverantwortung auf allen Ebenen
des Systems. Dabei müssen im Bereich der
Weiterbildung gezielte Angebote zur Verbes-
serung des Unterrichts entwickelt
werden.“[Kursivsetzung und Fettdruck durch
die Autorin]

Jürgen Baumert, der Direktor des MPI für
Bildungsforschung in Berlin, der die über-
greifenden Befunde aus deutscher Sicht dar-
gestellt hat, hat in einem Interview in der
Zeit am 06.12.01 gesagt: „Ich fürchte mich
am meisten vor den Personen, die jetzt genau
wissen, was zu tun ist“. Dennoch haben die
meisten Kultusbehörden, ohne dass sie die
PISA-Ergebnisse  in ihrer gesamten Tragweite
auch nur annähernd verarbeiten konnten,
bereits ihre Programme vorgelegt. Sie lehnen
sich teils an die KMK-Handlungsfelder an,
teils setzen sie eigene Schwerpunkte, die oft

PISA im Detail – Analysen und Argumente
von Christa Lohmann

PISA-Ergebnisse – kurz und bündig
• Deutschland weist eine unzureichende Gesamtleistung auf, weitgehend verursacht

durch einen überdurchschnittlichen Anteil von schwachen Schülern.

• Zusätzlich hat Deutschland in allen Untersuchungsbereichen eine besonders hohe,
 
im

Bereich Lesekompetenz die höchste Leistungsstreuung. Der Anteil von Schülerinnen
und Schülern, deren Leistungen auf der untersten Kompetenzstufe oder sogar darun-
ter liegen, ist in allen drei Leistungsbereichen relativ hoch. Im oberen  Leistungsbe-
reich ist die deutsche Position etwas besser, bleibt aber im Durchschnitt der OECD-
Staaten.

• Bei deutschen Schülerinnen und Schülern sind effektive Lernstrategien vergleichswei-
se schlechter entwickelt. Es mangelt an kumulativem Lernen und an dem notwendi-
gen gesicherten und anschlussfähigem Vorwissen für weiterführende Lernprozesse.
Bei schwierigeren Aufgaben mit Anforderungen im Bereich des Reflektierens und
Wertens tun sich deutsche Schülerinnen und Schüler überdurchschnittlich schwer.

• In Deutschland sind die Leistungsunterschiede zwischen den einzelnen Schulen quer
über die Schulformen hinweg weit überdurchschnittlich hoch,  während die Leistun-
gen innerhalb der Schulen (entgegen mancher Klagen über die Leistungsheterogenität
in Schulen der Sekundarstufe 1) relativ homogen sind.

• Der Zusammenhang zwischen der sozialen Herkunft und der Schülerleistung ist in
Deutschland besonders stark. Es gelingt dem deutschen Schulsystem vergleichsweise
schlechter, sozial und familiär bedingte ungünstige Schülervoraussetzungen auszuglei-
chen.  Der „soziale Gradient“ als Indikator für die Abhängigkeit von Leistungen von der
sozialen Herkunft ist in Deutschland am steilsten, d.h. ungünstige Bildungsvorausset-
zungen auf Grund der sozialen Herkunft schlagen in Deutschland am stärksten durch.
In länger und stärker integrierenden Schulsystemen ist dieser Zusammenhang in der
Regel nicht so stark, da insbesondere frühe Übergangsentscheidungen in starkem Maße
vom sozialen Status bestimmt sind. Schülerinnen und Schüler mit einem niedrigen so-
zialen Status und höherem Leistungspotential können offenbar ihr Leistungspotential in
den weniger anspruchsvollen Bildungsgängen nicht voll ausschöpfen.

• Ein Migrationshintergrund erschwert es erheblich, gute Leistungen zu erbringen.
Dieser Zusammenhang ist in Deutschland vergleichsweise stark ausgeprägt. Andere
Länder (Norwegen,

 
Schweden, Österreich, Schweiz) erreichen bei den gleichen Aus-

ländergruppen bessere Ergebnisse.
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den Nachweis enthalten, dass damit die bil-
dungspolitische Linie des Landes kontinuier-
lich fortgesetzt werden könne, was wiederum
beweise, dass man schon (längst) auf dem
richtigen Weg sei.

1.2 Kritische Stimmen zur PISA-Rezeption
Hartmut von Hentig sagt in der Rubrik „Posi-
tionen“ im Tagesspiegel vom 24.12.01 diesen
Menschen unumwunden ins Gesicht „Sie le-
sen zu wenig“. Er selbst äußert sich nur zu
den Äußerungen zu PISA, zur Dürftigkeit,
Heftigkeit und Widersprüchlichkeit der Reak-
tionen. Da sich mit der Studie ein weites Feld
des Beobachtens, Prüfens, Nachdenkens und
Ausprobierens auftue, können die „kaskaden-
weise“ auf uns niedergehenden Antworten in
ihrer unkoordinierten und unerfüllbaren Ge-
samtheit wie auch als Einzelmaßnahmen sei-
ner Meinung nach gar nicht richtig sein. Er
gibt Belege aus der Flut der Vorschläge:

„Die Schulen wählbar machen / Die Entschei-
dungsbefugnisse der Direktoren vermehren /
Nachrüsten mit ‚interaktivem equipment‘ /
Früheinschulung / Sprachförderung im Kin-
dergarten / Keine Aufnahme von Ausländer-
kindern, die die deutsche Sprache ‚nicht be-
herrschen‘ (ich selber konnte kein Englisch,
als ich in San Francisco eingeschult wurde) /
Ganztagsschule ‚flächendeckend‘ / ‚Mut‘ zu
strenger Benotung / Ausweitung der Stunden-
zahl in der Grundschule / ‚Weniger Staat,
mehr Familie‘ / ‚Das Berufsbild des Lehrers
korrigieren‘ / Deutliche Maßstäbe für die er-
wartete Leistung (‚Benchmarking‘) / ‚Mehr
Wettbewerb unter den Bundesländern‘ ...“

Die Kultusministerinnen und -minister sind
sich darin einig, dass PISA ernst genommen
werden muss. H.v. Hentig bezweifelt, dass sie
das getan haben; „denn zum Ernstnehmen
gehört, dass man sich der Leerformeln enthält.
(Alle Sätze, die hier mit ‚fördern‘ und ‚verbes-
sern‘ enden und mit ‚intensiver Nutzung‘,
‚verstärkter Anstrengung‘, ‚gezielten Program-
men‘ prunken und nicht sagen, wie das ge-
schehen solle, sind leer! [Anm. der Autorin:
vgl. Kursivsetzung und Fettdruck in den
KMK-Handlungsfeldern.]) Auch die Absicht,
‚die Erkenntnisse von PISA zügig umsetzen‘
zu wollen, ist verräterisch. Welche Erkenntnis-
se denn?“

Einen ähnlich kritischen bis scharfen „Kom-
mentar zur Relativierung von Folgerungen
‚aus‘ Ergebnissen der PISA-Studie und zu ih-

rer Rezeption in den Medien“ hat Hans
Brügelmann unter der Überschrift „Besserwis-
ser und Alleskönner“ vorgelegt. „Wie hektisch
agiert wurde“, schreibt er in bezug auf die
KMK, „zeigt der Tatbestand, dass innerhalb
von drei Tagen nacheinander drei Presseerklä-
rungen versandt wurden, in denen in unter-
schiedlicher Gliederung jeweils unterschiedli-
che ‚Maßnahmen‘ als Konsequenz aus PISA
verkündet wurden.“

2. PISA und die Gesamtschule
Im folgenden sollen die Ergebnisse aus den
PISA-Untersuchungen kurz dargestellt und
mit den Zielsetzungen der Gesamtschulbewe-
gung verglichen und bewertet werden, die sich
auf strukturelle und pädagogische Fragen be-
ziehen; die fachlichen Aspekte der Un-
tersuchungsergebnisse (Lesekompetenz, ma-
thematische und naturwissenschaftliche
Grundbildung) bleiben dabei unberücksich-
tigt. Sie sollen in einer der nächsten Ausgaben
der Kontakte behandelt werden.

2.1 Chancengleichheit
Im PISA-Bericht heißt es zur Frage der Sozial-
schichtzugehörigkeit und Bildungsbeteiligung:
„Unübersehbar ist, dass der Gymnasialbesuch,
der bei 15-Jährigen aus Familien der oberen
Dienstklasse 50 Prozent beträgt, mit niedriger
werdender Sozialschicht auf 10 Prozent in
Familien von ungelernten und angelernten
Arbeitern sinkt. Das Pendant dazu ist der
Hauptschulbesuch, der von gut 10 Prozent in
der oberen Dienstklasse auf rund 40 Prozent
in der Gruppe der Kinder aus Familien mit
ungelernten Arbeitern ansteigt.“ (PISA 2000,
Hrsg. Deutsches PISA-Konsortium, S. 356).
Beliebige Zahlen aus den 70er Jahren beleg-
ten schon vor 30 Jahren eine hohe soziale
Selektion. Aus der Altersgruppe der 13- bis
14jährigen Schüler besuchten 1972: 73%,
1976: 64% und 1979: 63% aller Arbeiter-
kinder eine Hauptschule, aber nur 29% bzw.
26% bzw. 21% aller Beamtenkinder. Im
Gymnasium dagegen waren 1972: 46%,
1976: 47% und 1979: 50% aller Beamten-
kinder, aber nur 6% bzw. 9% bzw. 10% aller
Arbeiterkinder. Im Jahre 1983 galt noch im-
mer, dass nur jedes zehnte Arbeiterkind, aber
jedes zweite Beamtenkind ein Gymnasium
besuchte. (Arbeiterkinder im Bildungssys-
tem, Der Bundesminister für Bildung und
Wissenschaft, 1981, S. 12f.; Bayer / Muth /
Otten / Rolff / Uhe, Chancenungleichheit
und Strukturkrise, 1983, S. 19).

Damit wird bestätigt, dass 30 Jahre geglieder-
tes Schulwesen in Deutschland die durch so-
ziale Herkunft bedingte Teilhabe an weiter-
führenden Bildungsgängen nur geringfügig,
nämlich in der Hauptschule, verringert hat.
„Die soziale Selektion widerspricht sowohl
dem Grundrecht jedes Individuums auf die

optimale Förderung seiner Fähigkeiten wie
dem gesellschaftlichen Bedürfnis nach einer
qualitativen Vertiefung der Bildung einer
größtmöglichen Zahl von Schülern“, schrieb
1969 der Deutsche Bildungsrat in seinen
Empfehlungen zur Einrichtung von Schul-
versuchen mit Gesamtschulen (S.27).
Mit dem Verzicht auf die Eingangsselektion
und mit verschiedenen Formen der Integrati-
on und Differenzierung haben Gesamtschu-
len seither diese soziale Selektion verringert.
Wie ein roter Faden zieht sich durch alle von
den Gesamtschulen vorgelegten Bilanzen die
Tatsache, dass mehr Kinder aus bildungsbe-
nachteiligten Elternhäusern qualifizierte Ab-
schlüsse erreichen konnten als im geglieder-
ten System.

2.2 Sprachbarrieren
Nach dem PISA-Bericht ist die Sprachbarrie-
re für Kinder aus Zuwandererfamilien die
entscheidende Hürde in ihrer Bildungskarrie-
re, nicht die soziale Lage noch die kulturelle
Distanz. Außerdem scheinen sich, so die Be-
funde, sprachliche Defizite kumulativ in
Sachfächern auszuwirken, sodass Personen
mit unzureichendem Leseverständnis in allen
akademischen Bereichen in ihrem Kompe-
tenzerwerb beeinträchtigt sind.
„Müssen Übergangsentscheidungen am Ende
der 4. Jahrgangsstufe getroffen werden, ist
der Zeitraum, der für verteilungsrelevante
Interventionen zur Verfügung steht, schmal -
...“ (OECP PISA 2000, Im Auftrag der Kul-
tusminister der Länder in der Bundesrepu-
blik Deutschland und in Zusammenarbeit
mit dem Bundesministerium für Bildung
und Forschung, (Kurzfassung), S. 37f.).
Unabhängig vom Zusammenhang zwischen
Sozialschichtzugehörigkeit und Bildungsbetei-
ligung spielt die Frage der Sprachkompetenz
eine erhebliche Rolle für die Chancengleich-
heit im Hinblick auf die Bildungskarriere. Da
sich die Gesamtschulen von Anfang an um die
Integration aller Kinder eines Jahrgangs be-
müht haben, also auch und gerade um die
Kinder ausländischer Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, haben viele Schulen viel Phan-
tasie entfaltet, um diese Kinder durch struktu-
relle wie didaktische Maßnahmen in Schule
und Unterricht integrieren zu können. Sie
haben besondere Programme aufgelegt, z.B.
um Arbeitstugenden zu trainieren oder sprach-
liche Defizite auszugleichen.
Um ein kumulatives Defizit Abschlüsse  zu
vermeiden, das sich immer dann ergibt, wenn
schwache sprachliche Leistungen auch in
Sachfachaufgaben durchschlagen, wurde bei
der Bewertung zwischen beiden Bereichen
unterschieden – ähnlich wie es im fremd-
sprachlichen Sachfachunterricht heute ge-
schieht. Damit einher ging aber immer die
Förderung der Sprachkompetenz auch in den
Sachfächern. An die Chancen der sprachlich

Für schlecht halte ich, dass Kinder sich bei
uns schon nach der Grundschule entschei-
den müssen, auf welche Schule sie gehen
müssen.

Andreas Schleicher,
Leiter von PISA-international
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weniger begabten Jugendlichen – und das sind
oft die Kinder aus bildungsbenachteiligten
Elternhäusern und Migrantenfamilien –, die
häufig gleichzeitig Stärken im technischen
oder naturwissenschaftlichen Bereich haben,
wurde vor allem gedacht, als die Zugangs-
berechtigung zur Oberstufe mit nur einer
Fremdsprache erfolgreich erkämpft wurde.

2.3 Sitzenbleiben
Im PISA-Bericht heißt es zur Frage des Sit-
zenbleibens, dass der Anteil derer, die zu-
nächst vom Schulbesuch zurückgestellt wur-
den oder Klassen wiederholen mussten, im
Fall der 15-Jährigen 36 Prozent beträgt. Zu-
sätzlich wurden die Rückläufer erfasst, d.h.
die Jugendlichen, die mit hohen Bildungs-
aspirationen in einen höher qualifizierenden
Bildungsgang aufgenommen wurden und
diesen aufgrund nicht ausreichender Leistun-
gen wieder verlassen mussten. Dazu zählen
rund 16 Prozent der in Hauptschulen er-
fassten, rund 9 Prozent der in Realschulen
und mindestens 10 Prozent der in Integrier-
ten Gesamtschulen erfassten 15-Jährigen.
Nimmt man Rückläufer und Wiederholer
zusammen, dann kommt PISA zu dem Er-
gebnis, dass mindestens ein Drittel der in
Deutschland erfassten Schülerinnen und
Schüler eine Schullaufbahn hinter sich hat,
die durch Misserfolgserlebnisse gekennzeich-
net ist.
„Insgesamt sind diese Ergebnisse geeignet,
die Zweifel an der pädagogischen Wirksam-
keit von verspäteten Einschulungen und
Klassenwiederholungen weiter zu verstärken.
Wenn es gelingen könnte, die im internatio-
nalen Vergleich auffällig hohen zeitlichen
Verzögerungen ... zu minimieren, so hätte
dies einen deutlich leistungssteigernden Ef-
fekt. Allein die Angleichung an das kulturell
und schulorganisatorisch nahestehenden
Österreich würde bedeuten, den Anteil der
15-Järigen in der 10. Klassenstufe mehr als
zu verdoppeln.“ (PISA 2000, a.a.O., S. 475).

Als pädagogische Maßnahme war und ist das
Sitzenbleiben seit Jahrzehnten umstritten.
Schon in den 60er Jahren hatte Karl-Heinz
Ingenkamp die pädagogischen Wirkungen
von Klassenwiederholungen untersucht mit
dem Ergebnis, dass die Wiederholer durch-
schnittlich nicht den Anschluss an den Lei-
stungsstand der Versetzten finden. Später be-
zieht sich Edith Glumpler auf Forschungser-
gebnisse zur Selbstkonzept- und Leistungsent-
wicklung von Jugendlichen, die durch eine
Jahrgangswiederholung stark in ihrem Selbst-
wertgefühl beeinflusst werden. Außerdem be-
stätigt sie frühere Untersuchungen, dass lei-
stungssteigernde Effekte nicht zu belegen sind.
Bei Vergleichen von Sitzenbleibern und gleich
leistungsstarken Vorrückern konnten nur ge-
ringe Differenzen festgestellt werden.

Die Gesamtschulreform hat daraus Konse-
quenzen gezogen und das Sitzenbleiben als
Zwangsmaßnahme aufgrund von Zensuren-
arithmetik weitgehend abgeschafft und dafür
die Instrumente des integrierten Systems ge-
nutzt. Sofern die potentiellen Repetenten
Defizite in den Kernfächern aufweisen, wer-
den sie entsprechenden Niveaukursen zuge-
ordnet und / oder individuell gefördert. In
den Fächern, in denen sie mit dem Klassen-
verband vorrücken, können sie im Allgemei-
nen aufholen. Dadurch wird die Trennung
von der Lerngruppe und damit die Verlet-
zung des Selbstkonzeptes ebenso vermieden
wie der ‚Strafeffekt’, dass auch in den Fä-
chern wiederholt werden muss, in denen gar
keine Defizite aufgetreten waren.

Auch auf diesem Feld wird bestätigt, dass 30
Jahre lang im gegliederten System praktizier-
tes Sitzenbleiben nicht die Wirkung gehabt
hat, die ihm immer unterstellt wurde. Hinzu
kommt der nicht unerhebliche Kostenfaktor
durch die erzwungenen Schulzeitverlänger-
ungen. Vertreter der Gesamtschulen, die sich
immer wieder dem Vorwurf ausgesetzt sahen,
dass ihre Schulen finanziell und personell
besser ausgestattet seien, haben vergeblich
auf die durch Sitzenbleiben verursachten
Mehrkosten hingewiesen und entsprechende
Berechnungen verlangt. Erst in jüngster Zeit
finden sich Ansätze dazu in einzelnen Bun-
desländern.

2.4 Offenhalten der Schullaufbahn
Im PISA-Bericht heißt es zu Leistungsunter-
schieden zwischen den Schulformen, dass die
Differenzen hinsichtlich der mittleren Lei-
stungen im Leseverständnis zwischen den
verschiedenen Bildungsgängen sehr groß sind
und zu einem erheblichen Teil das Ergebnis
der auf Leistung beruhenden Verteilung auf
die Schulformen. Dennoch gibt es in allen
drei von PISA untersuchten Leistungsberei-
chen Überlappungen zwischen den Schulfor-
men. Diese Überlappungen sind kein Fehler
des Systems, sondern werden mit der Tatsa-
che erklärt, „dass es – schon aufgrund der
Plastizität der menschlichen Entwicklung –
keine wirklich zuverlässige Übergangsdia-
gnostik geben kann. Die Überlappungen der
Leistungsverteilungen weisen darauf hin, wie
wichtig es ist, Schullaufbahnen im Hinblick
auf Abschlüsse offen zu halten.“ (OECD
PISA 2000, (Kurzfassung), S.43).

Mit dem Ende der meist vierjährigen Grund-
schule müssen sich Kinder in Deutschland

für eine weiterführende Schule entscheiden.
Dahinter steckt eine längst widerlegte, aber
immer noch herangezogene Begabungstheo-
rie, nach der Kinder praktisch, praktisch-
theoretisch oder theoretisch begabt sind und
dementsprechend die Hauptschule, die Real-
schule oder das Gymnasium besuchen soll-
ten. Auch wenn das der Zuweisung zugrunde
gelegte Grundschulgutachten nicht mehr als
Prognoseinstrument, sondern als Empfeh-
lung verstanden wird und dem Elternwillen
im Laufe der Zeit eine größere Bedeutung
beigemessen wurde, hat sich an der Proble-
matik dieses frühen Schulwechsels nichts
geändert. Für die 10-Jährigen werden damit
in den meisten Fällen Bildungs- und Lebens-
chancen vergeben.
Die Darstellung der Überlappungsbereiche
der Leistungen von Schülerinnen und Schü-
lern in den verschiedenen Schulformen
macht deutlich, dass dem gegliederten Schul-
wesen sichtbare Schranken der individuellen
Leistungsförderung auferlegt sind. Ein Real-
schüler, der in der PISA-Untersuchung Kom-
petenzen wie ein Gymnasialschüler zeigt,
kann diese in seiner Schulform nicht optimal
entwickeln, weil sie auf einen bestimmten
Abschluss festgelegt ist.

Die gründliche Widerlegung der alten
Begabungstheorie durch Heinrich Roths
Darstellungen von „Begaben und Lernen“
war einer der Begründungspfeiler für die Ge-
samtschule. Während im gegliederten Schul-
wesen die Aufstiege sehr selten, die Abstiege,
wie durch PISA erneut bestätigt, sehr zahl-
reich sind, haben die Gesamtschulen alljähr-
lich eine Bilanz aufzuweisen, nach der die
Zahl der Kinder, die zu höheren Abschlüssen
gefördert werden als in ihrem Grundschul-
gutachten angenommen, bis zu doppelt so
hoch ist wie die derjenigen, die die Empfeh-
lung nicht erreichen.

2.5 Leistungsförderung
Die aufgeführten Ergebnisse aus der PISA-
Untersuchung, vor allem die zur Sozial-
schichtzugehörigkeit und Bildungsbeteili-
gung, zu den Leistungsüberlappungen zwi-
schen den Schulformen und zur Sprachbar-
riere weisen überdeutlich auf die Problematik
des gegliederten Schulwesens, des frühen
Übergangs nach der 4. Grundschulklasse
und der damit verbundenen Selektion hin.
In keinem anderen Land sind die Leistungs-
unterschiede so stark durch die soziale Her-
kunft bedingt wie in Deutschland.
Damit wird indirekt bestätigt, dass die Ziele
der Gesamtschulbewegung – Chancengleich-
heit, soziale Integration, Offenhalten der
Schullaufbahn –, die immer zugleich Organi-
sations- und Unterrichtsreform war, den in-
ternationalen Standards, wie sie PISA zu-
grunde liegen, entsprechen.

Vom genetischen Ausgangspotenzial
müssten die Deutschen besser sein als
Platz 25 unter 32 getesteten Nationen.

Angela Merkel
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Nicht selten mussten sich die Gesamtschulen
den Vorwurf gefallen lassen, dass durch die
Integration aller Kinder, unabhängig von Ge-
schlecht, sozialökonomischem Status, ethni-
scher und kultureller Herkunft, das Gesamt-
niveau leiden und die besser lernenden Schü-
lerinnen und Schüler benachteiligt würden.

Der PISA-Bericht gibt auch zu dieser Frage-
stellung (im Abschnitt über die „Soziale Her-
kunft und Kompetenzerwerb im internatio-
nalen Vergleich“) einigen Aufschluss. Aus den
Befunden zur Lesekompetenz werden folgen-
de Schlussfolgerungen gezogen:
„(1) Eine Entkopplung von sozialer Herkunft
und Kompetenzerwerb muss offensichtlich
nicht mit einem Niveauverlust erkauft wer-
den. Im Gegenteil: Es deutet sich eine positi-
ve Beziehung zwischen Leseniveau und Lok-
kerung des Zusammenhangs von sozialer
Herkunft  und Schulerfolg an.
 (2) Eine Optimierung beider Gesichtspunkte
– Sicherung eines hohen Kompetenzniveaus
und Verminderung sozialer Disparitäten –
hängt maßgeblich vom Erreichen eines be-
friedigenden Niveaus der Lesekompetenz in
den unteren Sozialschichten ab.“ (PISA 2000,
a.a.O., S. 389).
Schon aus TIMSS war – in verallgemeinerter
Form – der Befund abzurufen, dass Spitzen-
förderung nur auf der Grundlage von Brei-
tenbildung gelingen kann.

2.6 Schulstruktur
Viele Untersuchungsergebnisse, von denen
einige hier beleuchtet wurden, legen es nahe,
die Frage nach der Schulstruktur zu stellen.
Diese Frage darf indes nicht zu voreiligen
Schlussfolgerungen verführen; denn in den
vergleichenden Untersuchungen von PISA
werden nur Bedingungen aufgezeigt, unter
denen Leistungen gelingen oder misslingen,
aber es werden keine Wenn-Dann-Beziehun-
gen geknüpft. Anders ausgedrückt: PISA er-
möglicht einige wichtige Effekte auf die Schü-
lerleistung einzuschätzen, erlaubt es aber nicht
monokausalen Zusammenhänge herzustellen.
So wäre die Forderung nach der Gesamtschu-
le als Allheilmittel für die Fülle aufgezeigter
Schwachstellen im deutschen Schulwesen aus
PISA nicht ableitbar. Auch wenn fast alle Be-
lege erzielter Schulleistungen im internatio-
nalen Vergleich aus Ländern mit einem hori-
zontal gegliederten Schulsystem stammen, so
steht dem z.B. das Beispiel Österreich mit
einem – allerdings anders – gegliederten
Schulwesen und besseren Leistungen als in
der BRD gegenüber.

Schulen sind nach dem Gesamt der Untersu-
chungen wie gesagt in vielerlei Hinsicht ver-
besserungsbedürftig und könnten ihre Lei-
stungen teilweise auch innerhalb ihrer syste-
mischen Schranken steigern. Nur die Aufga-

be, Heterogenität zu akzeptieren und für das
gemeinsame Lernen fruchtbar zu machen, ist
mit Selektionsmechanismen, wie sie prinzipi-
ell dem Übergang von der Grundschule in
die weiterführenden Schulen eigen sind,
nicht zu lösen. Das gilt insbesondere für die
Rückwirkungen getrennter Schulformen auf
die Lehrenden, die damit  in ihrer Illusion
oder in ihrem Wunschdenken nach homoge-
nen Klassen immer wieder bestärkt werden.
Sie bleiben damit von der Aufgabe entpflich-
tet, sich um die Förderung aller Schülerin-
nen und Schüler in ihrer Klasse zu küm-
mern, weil sie im Notfall abweisen können.
In dem Zusammenhang heißt es im PISA-
Bericht: „Vergegenwärtigt man sich diesen
Sachverhalt [Gliederung in unterschiedliche
Schulformen in Deutschland, Anm. der Au-
torin], muss die in Deutschland häufig zu
hörende Klage über die zu große Leistungs-
heterogenität in Sekundarschulen verblüffen.
Im internationalen Vergleich gibt es kaum
leistungshomogenere Sekundarschulen als in
Deutschland. Dies gilt im Übrigen auch –
wenngleich abgeschwächt – für Integrierte
Gesamtschulen.“ (PISA 2000, S. 454).

3. Die GGG und die Strukturfrage
In der öffentlichen Diskussion gibt es zwei
grobe Varianten zur Strukturfrage. Die eine
Richtung will die Frage totschweigen, nur
nicht daran rühren, wie die o.g. Handlungs-
felder der KMK und viele durch die Presse
bekannt gewordenen „Programme“ doku-
mentieren. Dazu, so wird als offenes Ge-
heimnis gehandelt, soll es interne Abspra-
chen der (oder einiger) in der KMK vertrete-
nen SPD-Bildungspolitikerinnen und -poli-
tiker gegeben haben, die sich und ihre Unter-
gliederungen vor unliebsamen Kontroversen,
Grabenkriegen, Schlammschlachten und an-
deren Formen martialischer Auseinanderset-
zungen bewahren möchten.
Die andere Richtung, vertreten von Sybille
Volkholz von den Grünen in Berlin, aber
auch Dr. Rößler in Sachsen, bringt das
Angstthema öffentlich auf den Punkt: „Bloß
keine Debatte über die Schulstruktur“, FR
vom 03.01.02, und erhält erfreulicherweise
sogleich eine Replik von Brigitte Schumann,
der bildungspolitischen Sprecherin der LAG
„Schule und Bildung“ in NRW. Sie fordert,
mit der empirischen Unterstützung von
PISA, „unser Schulsystem umfassend auf den
Prüfstand zu stellen und eine Synthese zwi-
schen inhaltlichen und strukturellen Verbes-
serungen zu suchen. Warum sollten wir uns
Scheuklappen aufsetzen?“ (Vgl. ihren Kom-
mentar auf der letzten Seite dieses Heftes.)

Wer immer die Strukturfrage stellt bzw. orga-
nisatorische Reformen in Angriff nehmen
will, kann der Unterstützung durch die
GGG und ihre in Jahren erarbeiteten Kom-

petenzen sicher sein. Aber es ist aufgrund der
Absichtserklärungen und Programme der
Kultusbehörden wohl mehr als realistisch
davon auszugehen, dass es auch nach PISA
den großen Wurf der Schulreform nicht ge-
ben wird. Und die GGG ist gut beraten, an-
dere Strategien zu verfolgen, weil die ‚alte
Gesamtschuldebatte’ immer noch negative
Assoziationen weckt.
Diese anderen Strategien sind im Verbund mit
dem Grundschulverband (GSV) und der Zu-
stimmung der GGG zu den schulpolitischen
Positionen der Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) längst beschlossen wor-
den. Damit ist vorab sicher gestellt, dass nicht
nur die Sekundarstufe I im Blick ist, sondern
das gesamte Bildungswesen vom Kindergarten
oder der Vorschulerziehung über eine ver-
stärkte Zusammenarbeit von Schule und
Jugendhilfe bis zur Sekundarstufe II und der
Weiterbildung oder dem lebenslangen Lernen.

Kurz- und mittelfristig müssen die inhaltli-
chen Schwerpunkte für Verbesserungen auf
den Feldern des Umgangs mit heterogenen
Lerngruppen liegen und den Konsequenzen,
die sich daraus für die Lehrerbildung erge-
ben. Im Umgang mit Heterogenität, der
Ausweitung des Methodenrepertoires haben
auch viele Gesamtschullehrkräfte Nachholbe-
darf. Vielleicht sind sie wieder motivierter
sich diesem Problem zu stellen, nachdem der
PISA-Bericht die Richtigkeit der Gesamt-
schularbeit indirekt bestätigt hat.
Im organisatorischen Bereich wird sich die
GGG weiterhin für die Einrichtung weiterer
Gesamtschulen einsetzen; denn sie sind nach
wie vor der geeignete Rahmen, um soziale
Integration in der Schule zu praktizieren.
Auch muss vor Ort für jede erweiterte Ko-
operation zwischen den Schulformen unter-
stützt werden. Eine solche Entwicklung zu
diskutieren wird ohnehin aus demographi-
schen und finanziellen Gründen für die Län-
der zwingend werden.

Die GGG – zusammen mit GSV und GEW –
hätte viel erreicht, könnte es in Zukunft gelin-
gen, die Lehrkräfte aller Schulformen davon
zu überzeugen, dass sie dafür verantwortlich
sind die Kinder und Jugendlichen, die ihre
Schule gewählt haben und in ihrer Klasse sit-
zen, bestmöglich zu fördern und fordern. Die
gemeinsame Erklärung von GSV und GGG
bringt das in ihrem Schlusssatz auf den Punkt:

„Wir unterstützen alle Bemühungen,
die dazu führen, dass alle Kinder und
Jugendlichen mit ihren individuellen
Begabungen und Beeinträchtigungen
möglichst lange gemeinsam lernen kön-
nen.“

Gemeinsame Erklärung von GSV und GGG



    GESAMTSCHUL-KONTAKTE 1/2002    13

PISA

Der internationale OECD-Bericht über
PISA 20001) widmet sein 8. Kapitel (S. 217-
258) der Frage, welche Hinweise aus den
PISA-Resultaten die Gestaltung der Schulpo-
litik herausfordern. Mit der Darstellung der
deutschen Voraussetzungen für die Lernbe-
dingungen der Schülerinnen und Schüler in
den verschiedenen Schulformen greift auch
das deutsche PISA-Konsortium2) in den Ka-
piteln 8 und 9 die „S(truktur)-Frage“ auf
(S. 323-509).

Die deutsche Bildungspolitik ist ziellos
Weder die Kultusministerkonferenz noch die
Bundesregierung äußern, welche Ziele bei uns
mit dem Schulsystem erreicht werden sollen.
„Qualitätssicherung“ bei der KMK oder Anre-
gungen durch Beispiele von „Best Practice“
beim Forum Bildung sind keine Ziele für das
Schulsystem, sondern nur pragmatische
Handlungsanweisungen, die sich an je einzel-
ne Schulen oder Träger von „Maßnahmen“
richten. Mit solchen Ratschlägen für die Opti-
mierung an der Basis des Schulsystems kann
aber – das ist die aufregende Aussage im
OECD-Bericht – allenfalls ein Drittel des
Leistungsabstands zu erfolgreicheren Schulsy-
stemen beeinflusst werden (S. 244). Die bis-
her gefundenen leistungswirksamen schuli-
schen Gestaltungsmöglichkeiten (selbst-
ständige Schulen mit hervorragend fachlich
qualifizierten, diagnosekompetenten und

schülerorientierten Lehrerinnen und Lehrern
und einer intensiv genutzten förderlichen Aus-
stattung), auf die sich die KMK in einem 7-
Punkte-Programm gemeinsam mit den Leh-
rerverbänden bezieht, werden also im besten
Fall ein Drittel der leistungsbeeinflussenden
Faktoren erreichen.
Bei der gegebenen Ziellosigkeit der deut-
schen Bildungspolitik orientiert sich das
deutsche PISA-Konsortium an der OECD-

Vorgabe, dass Deutschland bestrebt sein
müsste, das Gesamtleistungsniveau anzuhe-
ben und zugleich Leistungsdifferenzen zu
minimieren (OECD, S. 222).  Baumert/
Schümer begründen diese Perspektive mit
einer anspruchsvollen Ableitung zur „Kon-
kurrenz von Gleichheit und Freiheit“ und
dem allgemeinen Hinweis auf „demokrati-
sche Gesellschaften“ (MPIB S. 323ff), da sie
davon ausgehen können, dass die KMK mit
der Beteiligung an PISA auch die Zielsetzun-
gen der OECD anerkennt.

Die sozioökonomische Benachteiligung ist
systembedingt
Deutschland gehört zu den vier europäischen
Ländern mit den schwächsten Durchschnitts-
leistungen und dem größten Abstand zwi-
schen Schwachen und Starken im Lesever-
ständnis, das alles weitere Lernen beeinflusst.
Die OECD: „Diese Länder könnten ihre
Durchschnittsleistungen anheben, wenn es ih-
nen gelänge, die Auswirkungen des sozioökono-
mischen Hintergrunds zu mildern.“ (OECD
S. 288 f )
Wie diese Hintergrundbedingungen in
Deutschland aussehen, beschreiben Baumert/
Schümer im Unterkapitel „Schulformen als
selektionsbedingte Lernmilieus“ (MPIB S.
454ff ). Die Lektüre dieses Kapitels und seiner
Tabellen erfordert allerdings allerhand Lese-
kompetenz. Hier finden wir ein Konstrukt für
Mittelwerte der Schulformen nach der sozia-
len Zusammensetzung ihrer Schülerschaft.
Dieses Konstrukt wird international aus einer
Rangreihe von sieben Berufsgruppen mit un-
terschiedlicher gesellschaftlicher Position ge-
bildet, die das altbekannte soziale Schichten-
modell der 60er Jahre modifiziert. Während
Hauptschulen, Realschulen und Gymnasien
jeweils Schwerpunkte mit unterschiedlichem
Gewicht benachbarter Berufsgruppen nach
sozialer Hierarchie haben, ergibt sich für die
Gesamtschulen ein Mittelwert aus allen Be-
rufsgruppen, der nichts mehr über die reale
soziale Zusammensetzung aussagt. Die für die
Schulformen benannten Mittelwerte in der
Lesekompetenz, in der mathematischen und
der naturwissenschaftlichen Grundbildung
werden auf die sozioökonomischen Mittelwer-
te bezogen. Der sozioökonomische Mittelwert
der Gesamtschule liegt wie die Mittelwerte der
Leistungsbereiche unterhalb derer der Real-
schule.
Kurz gefasst erfahren wir also, dass die
Leistungsmittelwerte der verschiedenen
Schulformen den  Mittelwerten des sozio-

ökonomischen Status der Eltern entsprechen:
Hauptschule: 41,4 zu 397 bei Lesekompe-
tenz; IGS: 46,0 zu 460 bei Lesekompetenz;
Realschule: 48,3 zu 498 bei Lesekompetenz
und mit großem Abstand das Gymnasium:
57,9 zu 581 bei Lesekompetenz (MPIB
S. 462). Beide Arten der Mittelwerte umfas-
sen in den Gesamtschulen eine sehr große
Streuung über die Leistungen und über die
Berufsgruppen der Eltern. Eine Aussage wie
bei BiJu, dass die Gesamtschule in ihrer so-
zialen Zusammensetzung etwa der Realschu-
le entspreche, ist demnach nicht zulässig,
auch wenn die Mittelwerte fast gleich sind.
Diese Gleichsetzung der Unterschiedliches
zusammenfassenden Mittelwerte von Real-
schulen und Gesamtschulen findet sich je-
doch auch an vielen Stellen im Bericht des
deutschen PISA-Konsortiums.
Unabhängig vom problematischen, weil we-
nig aussagekräftigen Mittelwert für Gesamt-
schulen bestätigt PISA, was schon der Be-
richt über den TIMSS-Nachtest in fünf hes-
sischen Gesamtschulen erbracht hat3): Die
Schülerleistungen entsprechen der Zusam-
mensetzung der Schülerschaft der einzelnen
Schule nach ihrer sozialen Herkunft. Sie sind
so breit gestreut wie die soziale Zusammen-
setzung. Dass die erreichbare Leistung nach
sozialer Herkunft jedoch beeinflusst werden
könnte, betonen Baumert/Schümer aus-
drücklich: „Trotz des systematischen Zusam-
menhangs ist die Kopplung von Sozialschicht
und Kompetenzerwerb begrenzt. Es gibt genü-
gend Jugendliche aus unteren Sozialschichten
mit exzellenten Leseleistungen und umgekehrt.
Wir haben es also mit keinem deterministischen
Verhältnis von Sozialschicht und Kompetenz-
erwerb zu tun.“ (MPIB S. 387) Diese Fest-
stellung muss eine besondere Herausforde-
rung für Gesamtschulen sein.

Auch die Gesamtschulen folgen der Logik
des deutschen Schulsystems
Das Ergebnis über die Wirkungen der sozia-
len Selektivität auch bei ihnen ist für die
deutschen Gesamtschulen ernüchternd: Es
entspricht der „Logik“ des deutschen Schul-
systems und bedeutet, dass auch Gesamt-
schulen unter den Gegebenheiten des Schul-
systems in Deutschland ein Abbild seiner
selektiven Strukturen sind. Wie sich diese
Strukturen in den Gesamtschulen reprodu-
zieren, ist allerdings eine spannende Frage,
die sich die einzelnen Gesamtschulen selbst
stellen sollten – vielleicht geben die schulbe-
zogenen Rückmeldungen an die PISA E-
Schulen weitere Hinweise dafür. Die einzel-
nen Schulformen Hauptschule, Realschule
und Gymnasium stellen jeweils spezifische
„selektionsbedingte Lernmilieus“ dar, bei
denen sich in Hauptschulen negative und in
Gymnasien positive Auswirkungen der sozia-
len Selektion durch die Zugehörigkeit zur

OECD: „Zwei Drittel der Leistungs-
unterschiede sind systembedingt“
von Ursula Dörger

Alle Begründungen, warum das deutsche
Schulsystem besser gegliedert sein sollte,
müssen nicht nur gründlich hinterfragt
werden, sie werden sich auch als nicht
haltbar erweisen.
Die Sichtweise, die verschiedenen
Schulformen entsprächen unterschiedli-
chen Begabungen und könnten somit die
Schüler besser fördern, kann man ange-
sichts der miserablen PISA-Ergebnisse
getrost als überholt betrachten.

Sybille Volkholz
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Schulform verstärken. Dabei ergibt sich so-
gar der dramatische Effekt, dass 15-Jährige
mit gleichen kognitiven Voraussetzungen
und gleicher sozialer Herkunft je nach ihrer
Zugehörigkeit zu Hauptschule oder Gymna-
sium große Leistungsunterschiede aufweisen.
Dieser Effekt dürfte in Gesamtschulen nicht
auftreten.

Die Gesamtschulen haben zunächst in ihrer
sozialen Zusammensetzung nicht so eindeu-
tige selektionsbedingte Zuweisungen, haben
aber anscheinend in der Auseinanderent-
wicklung der Leistungen bei ihren 14 bis 15-
Jährigen ebenfalls die Effekte der getrennten
Schulformen erzielt. Demnach können sich
also auch in Gesamtschulen „Lernmilieus“
mit Auswirkungen auf die Leistungsentwick-
lung bilden. Dies scheint auch dann zu pas-
sieren, wenn sie wie hessische Versuchsschu-
len im TIMSS-Nachtest wenig äußere Fach-
leistungsdifferenzierung praktizieren.

Hier muss eine weitere Erklärungshypothese
heran gezogen werden. In Deutschland gibt
es wie in keinem anderen Land Klagen der
Lehrkräfte über zu heterogene Lerngruppen,
egal, wie „homogen“ oder anscheinend bega-
bungsgerecht die Schulen bzw. Klassen oder
Kurse zusammengesetzt sind. An diesem ver-
geblichen Homogenisierungswunsch scheint
sich das vorherrschende deutsche Verständnis
von Unterricht zu orientieren.

Das Homogenisierungsversprechen ist auch
in die Konzeption der deutschen Gesamt-
schule eingegangen, und hier liegt ihr eigent-
licher „Geburtsfehler“. Die Gesamtschule
wurde 1970 vom Deutschen Bildungsrat vor
allem damit begründet, dass sie aufgrund
ihrer Organisation in der Lage sei, in den
„wichtigen“ Fächern flexibel und getestet
jeweils leistungspassende Lerngruppen zu-
sammensetzen zu können („die differenzie-
rende Leistungsschule“). Gegen diese lern-
theoretischen Annahmen haben sich mit
pädagogischen Begründungen zwar zuerst
die TKM-Schulen und inzwischen zahlreiche
weitere Gesamtschulen entschieden und ih-
ren Integrationsauftrag betont. Offenbar sind
– unter Konkurrenzbedingungen – ihre Leis-
tungsergebnisse im Mittel aber nur dann
günstiger, wenn sie als Einzelschule mit ak-
zeptiertem Ruf als „pädagogische Alternati-
ve“ eine spezifische soziale Zusammenset-
zung ihrer Schülerschaft erreichen oder gar
selbst auswählen. Wo sie die Funktion erset-
zender Schulen mit einer „repräsentativen“
Schülerzusammensetzung haben, was in der
öffentlichen Diskussion und im Verständnis
vieler Gesamtschulen selbst als ihr „Merk-
mal“ gilt, werden sie sich vermutlich immer
noch – wie schon die systemvergleichende
Leistungsstudie von Helmut Fend und Mit-

arbeitern Ende der 70er Jahre erbracht hat –
in ihren Leistungsergebnissen kaum von den
anderen Schulformen unterscheiden, die sie
nach den Vorgaben der KMK in sich abbil-
den müssen.
Ein anderes Thema ist, was Gesamtschulen
außer den bisher veröffentlichten Test-
leistungen für ihre Schülerinnen und Schüler
erreichen. Hierzu können vielleicht die ange-
kündigten weiteren thematischen Berichte
aus PISA Hinweise geben, wenn sie sich auf
eine größere Stichprobe als die 482 Schüle-
rinnen und Schüler aus 19 Gesamtschulen in
PISA I beziehen. Die kleine Stichprobe er-

möglicht bisher nur „explorative Annahmen“
über das Lernmilieu oder die Lernmilieus
von Gesamtschulen (MPIB S. 462f ). Die
erweiterte Stichprobe aus dem Länderver-
gleich und der erste für dieses Frühjahr ange-
kündigte thematische Bericht werden sich
ausführlich mit der Selektivität der Schul-
formen befassen. Ob darin Daten enthalten
sind, deren Auswertung weitere Anhalts-
punkte auch für die Wirkungen von Lern-
milieus innerhalb von Gesamtschulen gibt,
bleibt abzuwarten.

Die S-Frage muss auch in den Gesamt-
schulen gestellt werden
Es geht in Deutschland jetzt tatsächlich nicht
darum, ob die Gesamtschule im selektiven
Schulsystem unter Schülerleistungsaspekten
die Alternative zu den getrennten Schulfor-
men ist. Es kann viele pragmatische (ökono-
mische) Gründe – vor allem aber auch sozia-
le – für die Einrichtung von Gesamtschulen
geben. Wenn sie derzeit nicht oder leider nur
wenig zur notwendigen Verringerung der
drastischen Auswirkungen der sozialen Selek-
tivität beitragen (können), heißt das nur von
der Illusion der 70er Jahre Abschied zu neh-
men, dass schon die sozial heterogene Lern-
gruppe selbst zur Förderung der Schwäche-

ren beitrüge. Die Stärkeren – gemessen an
ihrer sozialen Herkunft – werden in den
deutschen Gesamtschulen nicht weniger ge-
fördert als in den Gymnasien. Gesamtschu-
len haben nur weniger von ihnen. (53 % der
Kinder der „obersten Dienstklasse“ besuchen
Gymnasien, 4 % Gesamtschulen.) Mit die-
sem Ergebnis von PISA müssten Gesamt-
schulen jeglicher Schülerzusammensetzung
„gut leben“ können. Da die deutsche Bil-
dungspolitik bisher nicht die Handlungs-
perspektive der OECD übernimmt, soziale
Disparitäten mindern zu wollen, könnten
sich die Gesamtschulen selbst zur Aufgabe
machen, ihre Ziele wie die OECD zu formu-
lieren, die Bedingungen ihrer Einlösbarkeit
zu prüfen – gegebenenfalls einzufordern –
und sich daran zu messen bzw. messen zu
lassen.
Nach PISA – oder mit PISA – wird sich die
Aufmerksamkeit auf die mögliche oder not-
wendige Unterstützung für Einzelschulen
richten, die es mit allein schulpädagogischer
Anstrengung der Lehrerinnen und Lehrer
nicht schaffen, problematische Lernmilieus
(soziale Brennpunkte) für ihre Schülerinnen
und Schüler zu vermeiden oder abzubauen.
Auch Gesamtschulen unter spezifischen
Konkurrenzbedingungen gehören dazu und
leisten hier einen Beitrag zum gesellschaftli-
chen Frieden, der mit anderen Maßstäben als
denen von PISA gemessen werden müsste.
Die S-Frage muss in Deutschland prinzipiell
gestellt werden, und die Gesamtschulen soll-
ten sich mit guten Gründen daran beteiligen,
indem sie vorerst herauszufinden versuchen,
wo sie selbst trotz besserer pädagogischer Ab-
sichten der „Logik des Systems“ erliegen.
Unter der S-Frage nach den Ursachen der
mittelmäßigen Schulleistungen aller deut-
schen Schülerinnen und Schüler gibt es je-
denfalls keinen Grund, die Existenz der be-
stehenden Gesamtschulen in Frage zu stellen.
Vielmehr können sie das Versuchsfeld für die
Prüfung der Frage sein, ob es im deutschen
Schulsystem  gelingen kann, den Anspruch
der OECD einzulösen, „die Auswirkungen des
sozioökonomischen Hintergrunds zu mildern“
(s.o.).

Anmerkungen
1) OECD: Lernen für das Leben. Erste Er-
gebnisse der internationalen Schulleistungs-
studie PISA 2000, (deutsch) OECD Paris
2001
2) PISA-Konsortium (Hrsg.): PISA 2000.
Basiskompetenzen von Schülerinnen und
Schülern im internationalen Vergleich, Opla-
den 2001
3) Köller, Olaf / Trautwein, Ulrich: Evaluati-
on mit TIMSS-Instrumenten. Eine Untersu-
chung in der 8. Jahrgangsstufe an fünf hessi-
schen Gesamtschulen, Die Deutsche Schule
2/2001, S. 167-185

Die Frage, ob so auch „die besten Schu-
len“, „die besten Menschen“, „die beste
Polis“, „das beste Leben“ erzielt werden,
sollten wir vielleicht wirklich verschieben,
bis wir, erstens, die deutschen Schüler vom
beschämenden 20. Platz – „deutlich unter
dem OECD-Durchschnitt“ – weggeholt
und,  zweitens, die beunruhigenden – so-
zial bedingten – Unterschiede innerhalb
der deutschen Schülerschaft aufgeklärt
und gemildert haben.

Dass dies keine Frage der Schulstruktur
ist, scheint übereinstimmende Meinung
derer zu sein, die heute darüber urteilen.

Hartmut v. Hentig



    GESAMTSCHUL-KONTAKTE 1/2002    15

PISA

von Jürgen Riekmann

„Schnellschüsse sind verlockend – aber nicht
hilfreich“, stellte Kultusminister Dr. Rößler
18.01.02 im sächsischen Landtag in einer
Debatte zum Thema „PISA 2000 – Konse-
quenzen für Sachsen“ fest. Dass Schnell-
schüsse zu vermeiden seien, haben auch an-
dere Kultusminister anderer politischer Par-
teien bei anderen Gelegenheiten hervorgeho-
ben. Doch einen Freischuss haben sie gleich
in den ersten Tagen nach der Veröffentli-
chung der Ergebnisse der PISA-Studie abge-
geben – getrennt zwar, aber auf dasselbe Ziel
gerichtet: Eine Strukturdebatte darf auf kei-
nen Fall stattfinden! Hier offenbart sich eine
breite Übereinstimmung zwischen den A-
und den B-Ländern. Während Minister Dr.
Rößler noch fragt, ob wir eine „wiederauf-
gewärmte Strukturdiskussion“ brauchen,
warnte Ministerin Behler aus NRW bereits
am Tage vor der Veröffentlichung der PISA-
Ergebnisse davor, angesichts dieser die alten
„bildungspolitischen Rituale“ wiederzu-
beleben. Da mochte auch die ehemalige Ber-
liner Bildungssenatorin Volkholz nicht zu-
rückstehen und postulierte für Bündnis 90/
Die Grünen am 03.01.02 in der FR: „Bloß
keine Debatte über die Schulstruktur“.

Alle Kultusminister und Bildungssenatoren
haben sich auf ihrer ersten Plenarsitzung am
Tage nach der Veröffentlichung der PISA-
Ergebnisse über die Handlungsfelder verstän-
digt, in denen sie vorrangig tätig sein wollen.
Mit den angekündigten Maßnahmen soll
alles das verbesserte werden, was bei PISA für
deutsche Schüler defizitär erschienen ist:
• Sprachkompetenz bereits im vorschuli-

schen Bereich verbessern
• frühzeitigere Einschulung anstreben
• Grundschulbildung verbessern
• Lesekompetenz, Verständnisse mathema-

tischer und naturwissenschaftlicher Zu-
sammenhänge durchgehend verbessern

• bildungsbenachteiligte Kinder, insbeson-
dere mit Migrationshintergrund wirksam
fördern

• Qualität von Schule auf der Grundlage
von verbindlichen Standards und einer
ergebnisorientierten Evaluation sichern

• Professionalität der Lehrertätigkeit ver-
bessern

• Ganztagsangebote ausbauen.

Vieles soll also „verbessert“ werden; dagegen
kann keiner etwas einwenden, zumal ja noch
nicht erkennbar ist, welche verschiedenen
Wege die Kultusminister in ihren Ländern

„Schnellschüsse sind nicht hilfreich“
Erste Reaktionen aus den Kultusministerien zu den Ergebnissen von PISA

jeweils für die richtigen halten, diese doch
recht vagen Ziele zu erreichen. Als ob es sich
aber unter den Einsichtigen von selbst ver-
stünde, wird die Schulstruktur hier nicht
einmal erwähnt. Sie wäre es doch schon der
Vollständigkeit halber wert gewesen, als ein
Punkt unter den vielen anderen auch das
Prädikat „verbesserungswürdig“ zugespro-
chen zu erhalten. Auch der Wettbewerbs-
föderalismus, den wir im Rahmen unseres
föderalen Bildungssystems  pflegen und der
es jedem Land erlaubt, jeweils ein optimales
Schulwesen zu gestalten, scheint in diesem
Bereich sein Ziel verfehlt zu haben. Aber
warten wir auf die Kommentare der Länder,
wenn die Länderergebnisse vorliegen.

Betrachtet man die vorliegenden Verlautba-
rungen aus den Kultusministerien, so wird
eine weitgehende Übereinstimmung darüber
sichtbar, dass das Ganztagsschulangebot er-
weitert werden soll. Steffen Reiche verkün-
det, dass für Brandenburg bereits „ein flä-
chendeckendes Netz an Ganztagsschulen“
erreicht sei, das System der Ganztagsschulen
aber konsequent weiterentwickelt werden
solle. Für Hamburg ist ganz konkret vorgese-
hen, im Schuljahr 2002/2003 drei Schulen
in Ganztagsschulen umzuwandeln. Andere
Länder formulieren ihre Absichten unver-
bindlicher oder warnen– wie Dr. Rößler -
gar davor, in der Ganztagsschule ein Allheil-
mittel zu sehen.
Auch auf dem Felde der Lehreraus- und -fort-
bildung soll in mehreren Ländern etwas ge-
schehen. Entweder wird nur eine Reform der
Lehreraus- und -weiterbildung angekündigt
(so für Berlin und Nordrhein-Westfalen)
oder die Absichten werden konkretisiert, ge-
hen dann aber weit auseinander. Rheinland-
Pfalz will die Fort- und Weiterbildung auf
die Verbesserung der Unterrichtsqualität aus-
richten, Hamburg will mehr Praxisbezug in
der ersten Phase der Lehrerausbildung und
Bayern will im Rahmen eines Gesamtkon-
zepts zur Beratung und Förderung von
Grundschuleltern die Lehrkräfte darauf vor-
bereiten, die Eltern konstruktiv zu unterstüt-
zen, während Sachsen den Schwerpunkt in
der Lehrerfortbildung auf die Förderung lei-
stungsschwacher Schüler setzen will. Ge-
meinsam hatten die Kultusminister beschlos-
sen, die Professionalität der Lehrkräfte im
Hinblick auf ihre diagnostische und metho-
dische Kompetenz zu verbessern.
„Das finnische Beispiel sollten wir genauer
untersuchen“, empfiehlt der sächsische Kul-

tusminister, da hier die Schulen in hohem
Grad mit Computern ausgestattet seien und
Finnland gleichzeitig ein klassisches Leseland
sei. Das Leseverständnis in allen Kompetenz-
bereichen „massiv“ zu verbessern, legt die
Staatsministerin Monika Hohlmeier allen
bayrischen Lehrern in einem Schreiben nahe
und fügt hinzu: „Die besondere Aufmerk-
samkeit muss dabei generell den Buben gel-
ten.“ Nicht als einen Schnellschuss als Ant-
wort auf PISA, aber als einen „einfach zu
bewerkstelligenden Baustein auf dem Weg zu
mehr Leselust“ wertet Bildungsminister Rei-
che eine vorweihnachtliche Leseaktion in
den Grundschulen Brandenburgs. Hessens
Kultusministerin Karin Wolff empfiehlt ihren
Amtskollegen in den anderen Bundesländern,
das hessische Modell zur frühen Sprachförde-
rung zu übernehmen.

„Hessen hat ...eine Schulgesetznovelle auf
den Weg gebracht, die den Spracherwerb vor
der Einschulung zur Pflicht macht.“ Eine
Sprachüberüberprüfung bei Kindern nicht-
deutscher Muttersprache vor der Einschu-
lung ist auch in der Koalitionsvereinbarung
des neuen Hamburger Senats vorgesehen.
Förderung des Sprachverständnisses und der
Lesekompetenz stehen auch bei anderen Kul-
tusministern auf der Agenda, nur hinsicht-
lich des Wie sind noch viele Fragen offen.
„Eine hohe Bildungsbeteiligung aller Bevöl-
kerungsschichten muss unser Ziel bleiben.“
Diese bildungspolitische Vorgabe kann man
nur unterstützen, da manche Maßnahmen,
die von einzelnen Bundesländern auch unter
dem Deckmantel von PISA eingeleitet wer-
den, das Gegenteil zu bewirken drohen. Die
Durchlässigkeit zwischen den Bildungsgän-
gen, die als Konsequenz erweitert werden
müsste, wird tendenziell verengt. Die Ab-
schaffung der Orientierungsstufe in Nieder-
sachsen und die Einführung schulformbezo-
gener Stundentafeln und Lehrpläne in Hes-
sen sind dafür ebenso Beispiele wie die in
Hamburg vorgesehene Regelung, Schüler
bereits nach der fünften Klasse vom Gymna-
sium abschulen zu können, wenn sie ohne
Gymnasialempfehlung der Grundschule an-
gemeldet worden waren.
Dies ist nur ein Ausschnitt aus der Vielfalt,
die sich bereits jetzt zeigt. Was sich derzeit in
den Kultusministerien tut, bietet wie eh und
je ein buntes Bild – auch im Hinblick auf die

Wir haben Unterrichtsstunden zum Bei-
spiel bei den Naturwissenschaften gekürzt.
Die Einstellung von Lehrern wurde fast
auf null gefahren, die Ausgaben für Lehr-
und Lernmittel massiv gekürzt, ebenso die
Bauunterhaltung. Die Schulen verlotter-
ten. Pisa zeigt die Bremsspuren unserer
Sparpolitik.

Klaus Böger
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gemeinsamen Schwerpunktsetzungen, die
man im Rahmen der KMK so zügig getrof-
fen hat.

Das kann angesichts der deutschen föderali-
stischen Tradition im Bildungswesen auch
kaum anders sein. Es ist nur schwer vorstell-
bar, dass die Schulentwicklung in einem
Land einfach angehalten wird, um zunächst
einmal die Ergebnisse von PISA zu analysie-
ren, bevor es weitergeht. In allen Schulver-
waltungen ist ja etwas vorbereitet, was auf
den Weg gebracht werden muss, weil es lange
angekündigt, breit diskutiert worden ist und
im günstigsten Fall in den Schulen sogar er-
wartet wird. Bedenkt man, dass in einigen

Ländern Wahlen bevorstehen, für die die
Regierung sich noch positionieren muss,
oder Wahlen gerade gewonnen worden sind
und dargetan werden muss, was man nun
alles anders machen wird: Da wirkt es ver-
ständlich, dass die Zeit zur gründlichen Ana-
lyse fehlt.
PISA darf aber auch nicht für jede Maßnah-
me als Legitimation herhalten müssen, wenn
die Ergebnisse doch noch gar nicht analysiert
werden konnten und Schnellschüsse nicht
sein sollten! PISA erfordert stattdessen ge-
naue Analyse und die Bereitschaft über - für
Deutschland – neue Lösungsansätze nachzu-
denken und sie auch in praktischer Absicht
ernst zu nehmen. Anders handelte es sich um
die Vergeudung von Steuergeldern!
Die Kultusminister haben vereinbart, sich
fortlaufend über Initiativen und getroffene
Maßnahmen der Länder zu den abgespro-
chenen Handlungsfeldern auszutauschen.
Ob das ausreichend sein kann, aus den Er-
gebnissen der PISA-Untersuchung für unser

Schulwesen die angemessenen Folgerungen
zu ziehen, ist zu bezweifeln. Erforderlich ist
doch, von anderen zu lernen statt auf alte
Rezepte zurückzugreifen, wie Ministerin
Behler es ausgedrückt hat. Dazu muss einge-
hend untersucht werden, warum die Schüler
beispielsweise in Finnland, England oder
auch Österreich Anforderungen erfüllen, bei
denen deutsche Schüler versagen. Wenn im
Sommer die Auswertungen für die einzelnen
Bundesländer vorliegen werden, kommt als
zusätzliche Aufgabe hinzu, innerhalb Deutsch-
lands zu prüfen, warum in einem Land die
naturwissenschaftliche Grundbildung einen
hohen Standard hat, in einem anderen bei
sonst ähnlichen Bedingungen aber nicht.
Diese Aufgabe ist seriös von keiner Grund-
satzabteilung keines einzelnen Bildungsmini-
steriums zu bewältigen. Wenn wir das, was wir
von PISA lernen können, optimal nutzen wol-
len, bedarf es einer Institution, die länder-
übergreifend und wissenschaftsgestützt die
Analyse leistet und Empfehlungen vorlegt.

Bildung in und für Europa
(L.S.) Ein für die aktuelle Diskussion wichtiges Buch:
„Grundlegende Bildung in und für Europa“, herausgege-
ben im Rahmen der Veröffentlichungen des Grundschul-
verbandes von Rudolf Schmitt. Im ersten Teil des Buches
werden die Bildungssysteme aller europäischen Länder in
einem Kurzportrait dargestellt. Dabei wird nicht nur auf
Strukturmerkmale des Schul- und Bildungssystems einge-
gangen, sondern man erfährt auch etwas über Benotung,
„Sitzenbleiben“, Umgang mit Beeinträchtigungen und
Differenzierungspraktiken. Der zweite Teil des Buches
stellt Beispiele für die Thematisierung des Europa-
gedankens in der schulischen Praxis vor.

Gerade für die Einschätzung und Diskussion der Ergebnisse
von Schuluntersuchungen wie PISA und der sich darauf
berufenden schulpolitischen Entscheidungen sind die erhel-
lenden Gegenüberstellungen unverzichtbar. Insbesondere ist
beeindruckend, zu sehen, dass in allen anderen Ländern Eu-
ropas die von allen Kindern gemeinsam verbrachte Zeit un-
ter Einbeziehung länger als in Deutschland ist, in der Mehr-
zahl mindestens doppelt so lang.

Als Kostprobe drucken wir mit freundlicher Genehmigung
des Grundschulverbandes die im Buch enthaltene tabellari-
sche Übersicht über die gemeinsame Schulzeit ab. Gerade
aus Gesamtschulsicht ist die Schlusslicht-Position Deutsch-
lands zwar bestätigend aber auch bedrückend.

Rudolf Schmitt (Hrsg.),
Grundlegenden Bildung in und für Europa
Beiträge zur Reform der Gundschule, Bd. 112
Grundschulverband-Arbeitskreis Grundschule e.V.
Frankfurt a.M.
ISBN 3-930024-80-2
Preis j 17,-

 Rezension

In unserem dreigliedrigem Schulsystem
kann die höhere Schulart die schlechteren
Schüler an die niedrigere abgeben; eine
besondere didaktische Anstrengung muss
sie für diese nicht machen.

Hartmut v. Hentig
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Gesamtschulverband fordert:
„Umfassende Bildung für alle“
GGG-Presseerklärung vom 4. Dezember 2001 zu den PISA-Ergebnissen

„Die verheerenden Ergebnisse der internatio-
nalen PISA-Studie müssen als Signal zum
Aufbruch genutzt werden.“ Nach Meinung
von Lothar Sack, dem stellvertretenden Bun-
desvorsitzenden der Gemeinnützigen Gesell-
schaft Gesamtschule – Gesamtschulverband,
sei es höchste Zeit, von tradierten Mythen
Abschied zu nehmen.

Er fordert die Kultusministerkonferenz auf,
alle für eine umfassende Bilanz des deutschen
Bildungswesens erforderlichen Daten offen
zu legen. Die PISA-Studie bilde den vorläufi-
gen Tiefpunkt in einer Reihe von Negativ-
Ergebnissen. „Ihre Resultate basieren auf ei-
ner der umfassendsten Untersuchungen.
Dies muss die Aufmerksamkeit erneut auf
langfristige Fehlentwicklungen des deutschen
Schulwesens lenken.“ Hierzu verweist Lothar
Sack nachdrücklich auf die hohe Zahl an so
genannten Schulverweigerern, an Wiederho-
lern, an Jugendlichen ohne Schulabschluss
und ohne Berufsausbildung. In allen Grup-
pen seien zudem die Kinder von Migranten-
familien überrepräsentiert.

Wenn man sich die PISA-Ergebnisse im Ein-
zelnen ansehe, so falle besonders auf:

• Die ermittelten Fähigkeiten der Jugendli-
chen sind insgesamt mäßig.

• Die besten deutschen Schülerinnen und
Schüler, überwiegend solche des Gymna-
siums, bleiben im internationalen Ver-
gleich mit den besten anderer Ländern
deutlich zurück.

• Nahezu 10 Prozent der deutschen Schü-
lerinnen und Schüler scheiterte am un-
tersten Leistungsniveau, weitere 12,7
Prozent kamen gerade noch damit zu-
recht.

Diese Daten sprächen eine deutliche Spra-
che: Die vorzeitige Sortierung in Hauptschu-
le, Realschule und Gymnasium führe nicht
dazu, dass sich eine angemessen große Leis-
tungsspitze entwickle. Bei Leistungsschwä-
cheren sei das Ergebnis, dass sie unzurei-
chend vorbereitet ins Leben und in den Be-
ruf entlassen würden. „Die Aufteilung der
verschiedenen Leistungsgruppen in getrennte
Bildungsgänge“ erweise sich damit nicht als
die Lösung des Problems, sondern „immer
eindeutiger als das Problem selber“.

„Der Blick über den Zaun zeigt“, so Lothar
Sack, „dass andere Länder erfolgreicher
arbeiten: Ihnen gelingt es eindeutig, sehr
viel mehr junge Menschen ihren Fähigkei-
ten entsprechend zu fördern und einen
weit höheren Prozentsatz zur Studier-
fähigkeit zu führen. Wir müssen uns an-
schauen, wie unsere Nachbarn das ma-
chen.“ Die in Deutschland ungebrochen
vorgetragene Behauptung, unterschiedliche
Begabungen seien eindeutig zu klassifizie-
ren und könnten eigenen, gegeneinander
abgegrenzten Bildungsgängen zugeordnet
werden, sei durch die Erfolge, die andere
Länder mit ihren integrativen Systemen
erzielt haben, eindeutig widerlegt.

„Länger voneinander und miteinander ler-
nen in der einen Schule für alle Kinder,
und zwar für die Dauer der Pflichtschul-
zeit!“ In dieser Position, die sie zusammen
mit Grundschulverband und Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft erarbeitet
habe, sehe sich die GGG durch die aktuel-
len Befunde bestätigt. Dabei sei allen Be-
teiligten bewusst, dass die Einlösung dieses
Anspruchs einer Anstrengung bedarf, die
das gesamte Schulsystem erfassen müsse.
Entscheidende Bedeutung komme dabei
der Aus- und Weiterbildung der Lehrer
und Lehrerinnen zu: Diese dürfe sich nicht
länger an dem überholten Prinzip der vor-
zeitigen Auslese in drei verschiedene Bil-
dungsgänge orientieren, sondern müsse die
Lehrerinnen und Lehrer dazu in die Lage
versetzt, Kinder unterschiedlicher Her-
kunft und mit unterschiedlichen Fähigkei-
ten und Zukunftsperspektiven gemeinsam
zu unterrichten.

Dieser pädagogischen Aufgabe komme
unter zwei Perspektiven absolute Priorität
zu: „Jeder Mensch muss die Möglichkeit
haben, seine Fähigkeiten zu entfalten.
Dies bedarf der Förderung durch Staat
und Gesellschaft. Und nur auf diese Wei-
se“, so Lothar Sack weiter, „ist der gesell-
schaftliche Bedarf an Akademikerinnen
und Akademikern sowie qualifizierten
Arbeitskräften zu decken.“ Vor diesem
Hintergrund sei die jetzt nachgewiesene
hohe soziale Selektivität des deutschen
Bildungswesens ein Skandal, der nicht
hingenommen werden dürfe.

Tagesspiegel vom 24.12.2001

Sie lesen zu wenig
Aus der PISA-Studie nimmt sich ein je-
der, was er zur Bestätigung seiner Über-
zeugungen braucht

von Hartmut von Hentig

...
Dass dies keine Frage der Schulstruktur ist,
scheint übereinstimmende Meinung derer zu
sein, die heute darüber urteilen.
Ich bin mir da nicht so sicher, gerade weil ich
überzeugt bin, dass die Hauptlast der Mängel-
beseitigung bei der Didaktik anfällt, einer
Lehrkunst, die ihrerseits eine Mathetik ermög-
lichen muss, eine Kunst, die die Lernlust der
Kinder bewahrt, ordnet, an den eigenen Lern-
leistungen steigert. Das kann bei ganz kleinen
Kindern nicht im großen Klassenverband ge-
lingen; das verlangt (um der „Nachhaltigkeit“
willen) sinnliche Wahrnehmung, trial and
error, Gespräch, vergewisserndes Handeln;
und alles zusammen braucht Zeit, nicht Hast.
So bedingen sich Struktur und „Inhalt“ gegen-
seitig.
Die Übernahme von finnischen oder japani-
schen Vorkehrungen wird dabei kaum helfen.
Eine Kennerin der finnischen wie der deut-
schen Schule gibt mir fünf einfache Gründe
dafür an, warum die deutsche von der finni-
schen so abgeschlagen wurde:
1. Kinder, deren Muttersprache nicht Fin-
nisch ist, sitzen (außerhalb der Region Hel-
sinki) in keiner normalen Klasse (während
bei uns z. B. Aussiedlerkinder als Deutsche
zählen und statistisch voll zu Buche schla-
gen);
2. Finnisch „wirt föllig foneetisch
geschriiben“;
3. der finnische Satzbau fordert nicht, dass
man den Satz bis zum letzten Wort gelesen
hat, bevor man ihn versteht;
4. alle ausländischen Fernsehbeiträge laufen
unsynchronisiert mit Untertiteln: Ein tägli-
ches Training im schnellen „sinnerfassenden
Lesen“;
5. jede Schule (es gibt nur öffentliche Ge-
samtschulen) hat für je drei Jahrgänge in den
„schweren“ Fächern eine Speziallehrerin für
die schwachen Lerner: Das Förderkind wird
während der regulären Fachstunde unterrich-
tet, die Fachlehrerin darf unterdessen nicht
Neues durchnehmen. (In unserem dreiglied-
rigem Schulsystem kann die höhere Schulart
die schlechteren Schüler an die niedrigere
abgeben; eine besondere didaktische An-
strengung muss sie für diese nicht machen.)
Dies heißt nicht, dass wir nichts von den
Finnen lernen können. Aber einzelne Maß-
nahmen können das nicht sein: In Finnland
sind sie als Konfiguration wirksam.
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GGG-INTERN/AUS DEN LÄNDERN

 Berlin

Die Selektionsmaschine rotiert weiter

(L.S.) Zu Beginn dieses Schuljahres wurde
von der Senatsverwaltung für Schule, Ju-
gend und Sport die äußere Leistungsdiffe-
renzierung in den Klassen 5 und 6 in den
Fächern Deutsch, Mathematik und Englisch
verfügt (wir haben an gleicher Stelle kurz
darüber berichtet). Nun wurden die Grund-
schulen im Januar damit überrascht, ihre
„Oberschulgutachten“ - also die Empfeh-
lungen für den zu besuchenden
Oberschulzweig - nach einem formalen Ver-
fahren zu ermitteln. Es wird aus den Noten
der 5. Klasse und den Halbjahresnoten der
6. Klasse nach einem komplizierten Rechen-
verfahren – ein Programm auf Diskette wird
mitgeliefert – ein gewichtetes Mittel gebil-
det. Der erzielte Wert entscheidet über die
Oberschulempfehlung Hauptschule, Real-
schule oder Gymnasium. Eine Möglichkeit
für die Lehrer, die jeweils besondere Situati-
on der Schüler mit einfließen zu lassen, be-
steht kaum. Begründet wurde das neue Ver-

fahren mit größerer Objektivität und besse-
rer Gerichtsverwertbarkeit.
Es bleibt das Geheimnis der Bildungspoliti-
ker, weshalb sie gebetsmühlenartig immer
wieder in Maßnahmen flüchten, die die Kin-
der noch „besser“ und zuverlässiger sortieren
sollen. Wenn es in Deutschland zu beherzi-
gende Konsequenzen aus den PISA-Ergeb-
nissen gibt, dann u.a. die: Seid misstrauisch
gegenüber allen Maßnahmen, die die Selekti-
vität des Bildungssystems verfeinern und aus-
bauen mit dem Ziel mehr Homogenität der
Lerngruppen zu erreichen. Kein Land mit
einem selektiven System wie Deutschland
bringt seine Schüler zu Spitzenleistungen,
aber ein Land mit der kürzesten Dauer ge-
meinsamer Erziehung und einem anschlie-
ßenden selektiven System, nämlich Deutsch-
land, bringt es zu Spitzenleistungen in der
Ungleichheit der Bildungschancen. Es lebe
die Ständeschule! -oder: Jedes Land hat das
Bildungssystem, das es verdient.

Berliner Arbeitgeber
äußern sich zum
Schulgesetzentwurf

(L.S.)Die Industrie- und Handelskammer,
die Vereinigung der Unternehmensverbände
in Berlin und Brandenburg und die Hand-
werkskammer Berlin haben im Herbst 2001
gemeinsam zum Schulgesetzentwurf Stellung
genommen. Neben einer Reihe von diskuta-
blen Ideen wird die Forderung der Abschaf-
fung der 6-jährigen Grundschule in Berlin
erhoben. Begründung ist u.a. die Herstellung
einer mit den anderen Bundesländern ver-
gleichbaren Struktur. Grundschulverband
und GGG haben im Rahmen des Aktions-
bündnisses „Länger gemeinsam lernen“ einen
offenen Brief geschrieben (siehe www.grund-
schulverband.de/4Dezember 2001.htm)
und diese Forderung zurückgewiesen. Eine
Antwort liegt mittlerweile vor, der Dialog
mit den Arbeitgebern ist damit eröffnet wor-
den.
Wie wäre es mit der Herstellung einer mit
unseren europäischen Nachbarn vergleichba-
ren Struktur?

 Bundesarbeitskreis Eltern

(IKU) Wie schon mehrfach angekündigt soll
der BAK Eltern wieder aktiviert werden.
Konkret sind in diesem Jahr zwei Treffen ge-
plant. Das erste wird vom 12. -14. 4. in der
Reinhardswald-Schule bei Kassel stattfin-
den und PISA und die Zukunft des BAK
zum Thema haben.
Der Samstag, an dem PISA das Schwer-
punktthema sein wird, wird gemeinsam mit
der hessischen Arbeitsgemeinschaft Schul-
elternbeiräte in Gesamtschulen (ASIG)
durchgeführt. Einladungen werden Mitte
Februar versandt.
Das zweite Treffen im September soll ge-
meinsam mit dem Gesamtschulausschuss des
Bundeselternrates organisiert werden, um die
Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Ge-
samtschulen in den Bundesländern herauszu-
finden.

Einladung zur Mitgliederversammlung
PISA: Die Diskussion fruchtbar machen

Die GGG lädt ein zur öffentlichen Mitgliederversammlung

am Samstag, 16.3.02, 13.30 – 16.30 Uhr
in die Gesamtschule Unna-Königsborn,
Döbelner Str. 7, 59425 Unna-Königsborn

Referat und Diskussion
Prof. Dr. Klaus Klemm:

„Schulleistungsunterschiede: Liefert PISA Erklärungen?“

Die GGG hat ein nachhaltiges Interesse an fundierter Analyse, an einer Diskussion
mit GesamtschulpraktikerInnen und gemeinsamem Nachdenken über weitere Schritte.
Alle, die diese Interessen teilen, sind herzlich eingeladen nach Unna zu kommen.

Der satzungsgemäße Teil der Mitgliederversammlung mit Verbandsaufgaben beginnt
um 11.00 Uhr und richtet sich nur an Mitglieder der GGG.
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Neuer Landesvorstand in
Schleswig-Holstein
(IKU) Auf der Mitgliederversammlung am
7.11.2001 hat der Landesverband Schleswig-
Holstein einen  neuen Vorstand gewählt. Der
neuen Vostandsmitglieder sind Dieter
Zielinski (1. Vorsitzender), Petra Anders-
Bonaventura (2. Vorsitzende), Harald
Stangenberg (Kassenwart), Klaus-Dieter
Harder (Schriftführer), Dieter Becker und
Andrea Krey (Beisitzer).

AUS DEN LÄNDERN

 Schleswig-Holstein

Die IGS Trappenkamp und ihre noch nicht
vorhandene Oberstufe – eine unendliche Geschichte?
von Andrea Krey

Die IGS Trappenkamp hat ihren Betrieb
zum Schuljahr 1989/90 als erste Gesamt-
schule im ländlichen Raum Schleswig-Hol-
steins aufgenommen. So war in der Konzep-
tion unter anderem von einer Dreizügigkeit
gesprochen worden und es war auch keine
Oberstufe vorgesehen. Im Laufe der Jahre
veränderten sich allerdings die Vorstellungen
und Bedürfnisse der Elternschaft und der
Schule mit ersten Konsequenzen: aus der
dreizügigen Schule ist eine vierzügige Schule
geworden. Doch gab es einen weiteren (El-
tern) Wunsch nach Veränderung. So wird
1998 zum ersten Mal laut über eine eigene
Oberstufe nachgedacht. Es zeigt sich ganz
schnell, dass die Elternschaft und die Schule
in diesem Punkt einen Bedarf sehen. Sie alle
halten eine Oberstufe für eine wichtige Er-
weiterung des Bildungsangebotes im ländli-
chen Raum Trappenkamp.

• Eltern, deren Kinder das Abitur anstreben,
melden ihr Kind eher an der wohnort-
nahen Gesamtschule an, wenn feststeht,
dass der Abschluss des Bildungsganges
nicht automatisch mit einem Schulwechsel
verbunden ist.

• Die Möglichkeit der Versetzung in die
Sekundarstufe II an der eigenen Schule
erhöht insbesondere bei Schülerinnen und
Schülern aus bildungsferneren Elternhäu-
sern die Leistungsmotivation und führt
damit zu mehr Chancengleichheit.

• Eine Gesamtschule, die alle Bildungsgänge
vollständig anbietet, ermöglicht es auch
Lehrerinnen und Lehrern mit der Lauf-
bahn für das Lehramt an Gymnasien im
vollen Umfang ihre in der Ausbildung er-
worbenen Kompetenzen einzusetzen, und
bleibt damit für diese Lehrerinnen und
Lehrer attraktiv.

• Die erforderliche Koordination der päd-
agogischen Arbeit zwischen der Sekundar-
stufe I und II ist einfacher, effektiver und
ökonomischer.

Was jetzt folgte ist ein seit 1998 bis zum
heutigen Tage andauernder Prozess. So gab
es unter anderem Gespräche mit den Mit-
gliedern der örtlichen Fraktionen, um die
Gemeindevertreter davon zu überzeugen,
einen Prüfantrag bezüglich der Oberstufe an
das Land zu stellen. Dies wurde abgelehnt
und ist auch bis zum heutigen Tag nicht ge-
schehen. Als Grund dafür wurde und wird
auch heute nur ein Grund genannt: die
Angst vor den Kosten – die Gemeindekasse
ist leer. Inzwischen haben wir das Jahr 2002
und was haben wir bis jetzt erreicht?

Die Elternschaft und die Schule sind sich
einiger denn je – die Eltern gründeten die
Initiative
„Pro Oberstufe“, die sich verstärkt für das
Ziel der Oberstufe einsetzt. Es herrscht eine
permanente Unruhe im Ort, das Thema

Oberstufe führt zu ständigen Auseinander-
setzungen zwischen den Fraktionen.

Allerdings scheint – unserer Erfahrung nach
– die von vielen Seiten erhobene Forderung,
mehr Anreize zu schaffen für mehr Chancen-
gleichheit in der Schulbildung, gerade auch
für das Erreichen des Abiturs, den Verant-
wortlichen im Kieler Bildungsministerium
nicht so schwerwiegend zu sein, um sich in
dieser Auseinandersetzung konstruktiv für
die Schulbildung unserer Kinder einzusetzen.
Ganz im Gegenteil erleben wir Eltern nur
das Übliche wohlwollende (Des)-Interesse
und müssen uns fragen, warum die Steine,
die auch gerade durch die Elternaktivität ins
Rollen gekommen sind, so schnell ausrollen.
Man wird sehen, ob PISA nicht doch ein
Umdenken bewirkt.

 Hamburg

Gesamtschulen
weiter im Aufwind

(AB) Vergleicht man die Ergebnisse am
Ende der Anmeldewochen 2001 und 2002,
so zeigt sich, dass die Zahl der Anmeldun-
gen an Gesamtschulen insgesamt im Ver-
gleich zum vergangenen Jahr um fast vier
Prozent gestiegen ist. Dies ist umso positi-
ver zu bewerten, da zwei der insgesamt 40
Hamburger Gesamtschulen auslaufen und
daher in diesem Jahr gar keine keine
SchülerInnen mehr aufnehmen. Für die
einzelnen Schulen sehen die bisherigen Er-
gebnisse recht unterschiedlich aus. Einige
Gesamtschulen konnten Zuwachsraten im
zweistelligen Bereich verbuchen; im Ex-
tremfall hat sich sogar ein Plus von fast
50 % ergeben. Erfahrungsgemäß werden an
einigen Gesamtschulen noch einige Nach-
zügler angemeldet, so dass, wie auch in den
vergangenen Jahren, noch mit einer weite-
ren leichten Zunahme zu rechnen ist.

Einladung  zum 4. Gesamtschulgespräch
von Mittwoch, dem 8. Mai 2002, 18.00 Uhr
bis Freitag, dem 10. Mai 2002, 15.00 Uhr

im Hotel Lindenhof (Bethel bei Bielefeld)
Quellenhofweg 125, 33617 Bielefeld
Tel. 0521/144-6100

Tagungskosten e 141,50 (inkl. Vollpension)
Anmeldungen in der GGG-Geschäftsstelle

Mittlerweile sind die Gesamtschulgespräche in den Jahren zwischen den Gesamt-
schul-Kongressen zu einer festen Einrichtung geworden. Es ist eine gemeinsame Ver-
anstaltung der GEW, des Landeselternrates der Gesamtschulen in NRW und der
GGG.  Auf ein fest vorgegebenes Programm wird verzichtet – mit guten Erfahrungen
übrigens. Jeder bringt seine Kenntnnisse, Interessen und Fragstellungen mit. Der ver-
bindende Hintergrund, nämlich die Gesamtschule, also die „Schule für Alle“, hat bis-
her zu Anregungen geführt, die weit über die aktuelle Tagung hinausreichen.
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Kommentar

Warum sollten wir uns Scheuklappen aufsetzen?
Die doppelte Aussage von PISA lautet:
Deutschland ist hinten bei den Schülerleis-
tungen und Spitzenreiter in der Kategorie
„soziale Chancenungleichheit“. Diese beiden
Ergebnisse hängen so eng miteinander zu-
sammen wie die zwei Seiten einer Medaille:
In Deutschland wechseln mit großer Wahr-
scheinlichkeit sozial benachteiligte Schülerin-
nen und Schüler spätestens nach der vierjäh-
rigen Grundschulzeit zu Schulen mit weniger
anspruchsvollen Bildungsgängen und gerin-
gerer gesellschaftlicher Anerkennung und
erzielen besonders schlechte Lernergebnisse.
Ein Grund für das schlechte Gesamtergebnis
im internationalen Vergleich.
Wer also das Leistungsniveau der deutschen
Schülerschaft anheben will, ist gut beraten,
auf diesen Zusammenhang politisch einzuge-
hen. Die Verbesserung der Unterrichtsqualität
sollte nicht als isoliertes Ziel verfolgt, sondern
mit Bemühungen zur Verbesserung der sozia-
len Chancengleichheit gekoppelt werden, um
den Abstand zwischen den erfolgreicher ler-
nenden Schülern und den erfolglosen, sozial
benachteiligten Schülern zu verringern.
Einseitige Antworten, die die Lösung unserer
Bildungsmisere ausschließlich in der Verbesse-
rung der Unterrichtsqualität im bestehenden
System suchen, werden der Komplexität des
Problems nicht gerecht. Leider sind Bildungs-
politikerinnen und -politiker aller Couleur
dabei, die Schulstrukturfrage als angeblich
hoch ideologische Frage zu tabuisieren und sie
aus dem Diskurs über anstehende Konsequen-
zen aus der PISA-Studie zu verbannen.

Antwort auf soziale Ungleichheit
Wer die Schulstrukturfrage ausblendet, hat
keine Antwort auf die schulstrukturell be-

Umgekehrt gibt es handfeste Belege, dass die
Heterogenität integrativer Settings zum Mo-
tor für innere Reformbemühungen auf dem
Wege zu einer verbesserten Lern- und Unter-
richtskultur geworden ist. Dies spiegelt sich
z. B. in der Grundschulpädagogik und der
Gesamtschulpädagogik und ihrer Entwick-
lung zu offenen Lernformen wider, Lernfor-
men, die insbesondere den höheren Schulen
bis heute seltsam fremd geblieben sind. Ko-
operative Formen des Teamteachings sind am
weitesten mit ihren innovativen Wirkungen
an den Schulen verbreitet, die sich als nicht-
aussondernde Schulen auffassen.

Zwang zum Vorsortieren
Gleichzeitig werden integrative Lernkulturen,
die die Heterogenität ernst nehmen, durch die
Existenz der auslesenden Schulformen in ih-
ren Entwicklungsmöglichkeiten eingeschränkt
oder gar gefährdet. Die Grundschule kennt
sehr wohl den ständigen Erwartungsdruck der
weiterführenden Schulen, doch bitte die Kin-
der vorzusortieren. Die integrierten Gesamt-
schulen können ein ganz besonderes Lied von
dem Nebeneinander eines integrierten und
eines auslesenden Systems singen. Wer ihnen
vorhält, dass auch unter ihnen der Mechanis-
mus der Auslese betrieben wird, nimmt den
Druck der Anpassung nicht zur Kenntnis, der
durch die Schulgesetzgebung und den
marktförmigen Schulwettbewerb die
Gesamtschulentwicklung von jeher belastet.
PISA eröffnet die Möglichkeit, empirisch ge-
stützt, unser Schulsystem umfassend auf den
Prüfstand zu stellen und eine Synthese zwi-
schen inhaltlichen und strukturellen Verbesse-
rungen zu suchen. Warum sollten wir uns
Scheuklappen aufsetzen?

Brigitte Schumann (FR vom 24.01.2002)

dingte soziale Ungleichheit und deren Fol-
gen. Die sozial segregierenden Effekte der
frühen Auslese werden durch PISA bestätigt.
Außerdem wird empirisch belegt, dass in den
Hauptschulen und Förderschulen durch den
Mangel an Heterogenität in den Lerngrup-
pen sozial bedingte Leistungsschwächen we-
der behoben noch die Stärken der begabteren
Schüler angemessen gefördert werden. Damit
ist die Frage, ob die Ausschöpfung der Bil-
dungspotenziale aller Schüler gelingt, zentral
an die Frage gebunden, wie wir es künftig
mit der ersten schulstrukturellen Hürde in
unserem Bildungssystem halten.
Wir brauchen eine Lernkultur, die in einem
individualisierenden Unterricht der Heteroge-
nität der Schülerinnen und Schüler gerecht
wird. Auch dies wissen wir nicht erst seit
PISA, aber PISA hält uns die fehlende päd-
agogische Flexibilität in der herkömmlich ge-
prägten Lehrerrolle eindringlich vor Augen.
Wer diese Aufgabe jedoch zum alleinigen Ziel
seiner bildungspolitischen Anstrengungen
gegen die Bildungskatastrophe erhebt, muss
sich auch fragen lassen, wie dies unter Beibe-
haltung der separierenden Schulstrukturen
nachhaltig umgesetzt werden soll.
In der Sekundarstufe werden die gegliederten
Schulformen in ihrer Vielfalt damit legiti-
miert, dass sie leistungs- und begabungs-
gerechte Schulangebote darstellen. Damit
wird die Heterogenität der Schüler als pädago-
gisches Prinzip grundsätzlich systemisch in
Frage gestellt und durch den Zwang zur Ho-
mogenisierung der Lerngruppen ersetzt. Erst
wenn die Schüler nicht mehr in Kästchen ein-
geteilt werden dürfen, kann sich kein Lehrer
und keine Lehrerin damit herausreden, er hät-
te die Falschen in der Klasse.

Der GGG-Bundesverband im Internet:

www.gesamtschulverband.de
        Informativ und immer aktuell!


